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»Was wir verloren haben, darf nicht- verloren ieiniC

13. Jahrg.

Bundestagung in Berlin .

.

"

am 27. und 28. Mai 1932. .

- d:-

Das Gefamtpräsidium des Deutschen Ostbundes hat in feiner letzten Sitzung beschlossen,die satzungsmäbigeJahres-
oersammlung des Deutschen Ostbundes Freitag den 27. und Sonnabend den 28. Mai in Berlin abzuhalten. Rötigen-
Lfalls können die Verhandlungen am Sonntag fortgesetzt werden. ,

Fiir Freitag ist eine Sitzung d es Hauptvorstand es vorgesehen, die vormittags 10 Uhr im Sitzungssaale
des Volksdeutschen Klubs, MotzstraszeiLz beginnt und eine reichhaltige Tagesordnung zu erledigen hat, so dasz sie bis

Zum Abend dauern kann. .

. ,.
.

» -

Am Sonnabend findet um 10 Uhr im gleichen Saale die geschlossene V ertr eter -V ersammlu ng statt, zu
der nur die Mitglieder des Präsidiums, des Hauptvorstandes undldie von den Landesverbänden gewählten Vertreter

Zutritt haben. Die Tagesordnung wird in der nächstenNummer veröffentlicht nnd den Landesoerbänden durch Rund-

schreiben vorher bekanntgegeben.
Eine vorläufige Mitteilung iiber die Abhaltung der Bundestagung an den genannten Tagen ist den Landesoerbänden

bereits durch Rundschreiben vom 15. April d. Z. Zugegangen

Dmowski und Pilsudlki. -

In Roman Dniowski und Josef Pilsudski sind Zwei politische
Grundauffassungen oom Wesen des polnischen Staates und von den

Qiotwendigkeiten seiner territorialen Entfaltung verkorpert. Bis heute
.-.sinddiese beiden Politiker die persönlichenFeinde geblieben, als »diesie
Tfichvor nun fast 30 Jahren iin Cokio Juni erstenmal -begegneten, als »der

keine während des russsissich-japanisrhen Krieges die Japaner fiir die

Unterstützung eines Aufstandes in Russisch-Polen zu gewinnen versuchte,
und der andere diesen Plan durchkreuzte Vetrarhtet man die te r r i -»-
t o r i a l en P r o g r a in m e, um deren Verwirklichung die

«

beiden
vor 1918 gekäinpft haben, dann versteht inan, warum es Zwischen ihnen
skeine friedliche Zusammenarbeit geben konnte.

«

Das Polen, das

«Dmoro·skiwollte, war oon dem Staat, den Pilssusdski Zu schaffen
plante, durchaus verschiedenlf Der eine wollte mit russisrher Hilfe
den deutschen Osten Hei-schlagenund dafiir die .,,historiscl)en Ostmarken«
des altpolnisschenReiches preisgeben.

"

Pilsudski
"

wollte
·

mit habs-
burgischer Hilfe die russische Herrschaft hinter die Diina- und Dnsepr-
Linie Zurück-drängen und dafiir auf Gebietseriverbungeu in den

preußischen Oltmarken verzichten. ön dem 1908 erschienenen Buche
FDtllocvskis ,,Deutskl)l011d,"Russland und die-politische Frage« findet sich
eine Karte, auf der die Grenzen des politischen Staates, wie Diuowski
ihn zu verwirklichen wiinsrhte, dargestellt sind.· Auf dieser Karte läuft
sdie Grenze Polens etwa von Suwailki, westlich an Grodno vorbei,
iiber Vi«est-—L'.ito-wfkund Eholm nach Przeuigsl am San; dann folgt
sie der alten ungarischen Grenze, umschliefjtdas Teschener Gebiet und

drblvjjen bis nahe Breslau heran, um im Posensrhen und West-
preuszischen etwa dem heutige-n Grenjjuge-zu folgen nnd srl)li·eleich
das siidliche Ostpreussen ooin Deutschen Reichezu trennen. Pilsudski
dagegen wollte die Ukraine, Oitauen und Vzeiszruleaud in den pol-
nischen Staat einbesiehen und muste, wie er später einmal gesagt hat,
»die Bruder in den ehemals deutschenGebieten von vorn-herein aus

seiner Rechnung ansstreichen«; und »vor der oberschlesischen Grenze
machten sogar seine kiihnsten Pläne halt wie vor« einer undurchdring-

lichen .Mauer«. Wenn man die Karten des polnisschen Staates, wie

Dinoivski sund Pilsudski ihn sich vor 1918 vorgestellt hatten, mitein-
ander vergleicl)t, dann sieht man, dafj das Gebiet, das beide Poli-
tisker fiir ihren Staat verlangten, nur ein reichliches Drittel des

heutigen polnischen Staatsgebietes ausmacht. Zwischen Politikern,
die so grundsätzlich voneinander abweichende Territorialprogramme
verfolgten, konnte es keineZusamnienarbeit und keinen Frieden geben.
Nur einmal schien es so, als ob sich die beiden Männer Zu gemein-
samem Vorgehen zusammenschliefzenwollten. Das war in den Tagen
des deutschen Zussamnienbruchs, als Padereivski iiber Posen nach
Warfrhau kam, um das Anitdes Staatspräsidenten Zu über-nehmen«
und als nach demZerfall der Teilungsmächte die staatspolitischen
Ideen beider Männer vor ihrer Verwirklichung standen. Paderecvski
hat seine Aufgabe, die Gegner zu versöhnen, damals ebensowenig
erfüllt, wie im vorigen Fahre, als er zur Enlhiillung des Missou-
denkmals nach Poson kommen sollte.

Denn die Gegensätze wurzeln zu tief. um durch eine versöhnende
Geste ausgeläscht werden Zu können. Nicht nur in ihren Ge-

bietsfsorsderungen, sondern ebensosehr in ihrer
Vorstellung vom Wesen des Staates stehen die
beiden Männer einander fremd und feindlich gegen-
iiber. Diuowski sieht seine Aufgabe darin, aus Polen einen zentra-—
listischeu Aatioualstaat Zu machen, der in seinen Grenzen keine Fremd-—
völker duldet. Er will den nationalen Ein heitsst a at, den

er in der Fremdviilkerzone der ,,histori.scl)en Ostmarken« Polens nicht
verwirklichen kann, während er andererseits der Auffassung ist, das-
das Land ästlich der Oder altpolnisrher Volksboden ist, der von den

,-,deutschen Eroberern« erlöst, von den germaiiisierteu Elementen be-

freit werden ums-H Dagegen ist derStaat Pilsudskis — der Idee nach.
nicht in der politischen Praxis der Gegenwart — fiiderativ,
insofern sein Schivergewicht auf dem Voden der ,,l)istorisrhen Ost-
inarken« liegen soll, auf dein das politische Volkstuui eine so schwache
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Minderheit bildet, dasz die Vertreibung oder Poloiiisieriiiig der dor-

tigeii steindvölker seine staatlichen uitd nationalen Kräfte iveit über-—

steigt. Vzeiten Dnioioski will aus Polen eiit demokratisches,
eiii den ivestlicheit Vorbildern iiachgeahintes Staatswesen machen; er

wurzelt mit seiiteiii politischen Denken iit der fraitzösischenRevolution;
seine ödeologie ist eine Fortsetzung der revolutoiiäreii Bewegungen des

t9. Zahrhiindertsz seine Auhäitgerschaft rekrutiert sich aus dem politi-
sierendeit Klerus, deni bürgerlichen Mittel-stand und der iiti westlichen
Geiste erzogeiteit Intelligenz Gaiiz anders Pilsudski: Seine Politik
ivurzelt iit den Traditionen des altpolnischeit Reiches, in den überliefe-
tun-gen der selbstherrlichen Schlachta; seine Gefolgschaft stammt

— abgesehen von der Schwerindustrie und deui Groszgrundbesir,
dies sich iiach 1926 detti Aegierungslager genähert habeii — ans den

Kreisen, die sich mit den abentenerndeit Reooslutioitären verbuiideit fül)lenl,
die als Angehörige der »Trsteit Vrigade« in den Augtisttageit 1914 die

russische Grenze überschritten, uiti Polen vvii der zaristisschen srentds
herrischaft zu befreien. Um die Oberstengruppe sammelt sich alles, was

nicht deiiiokratisch und nicht sozialistisch ist, alles, tvas sich berufen
fühlt, iiit neuen Polen eine iteue Schslachta zu bilden. die über den Staat

iiach eigenem Gutdiinken herrscht. Vielleicht wird die Ver-schieden-
artigkeit der beiden Aiänner und der von ihnen verkörperten Staats-

gedanketi durch nichts besser erläutert als durch eine Gegenüberstellung
ihrer Kaittpfmethoden: In der Zeit, in der Dmowski in die russische
Duitta einzieht, beginnt Pilsudski in Galizien die ersten Anfänge einer

polnischen Wehrmacht zu schaffen. Cr kämpft um seinen Staat mit den

Waffen und wird, obwohl er nie in einem aktiven Heere gedient hat,
der erste Marschall Polens. Dntowskis Waffe ist die Diplomatie oder

vielmehr die öittrige, die er mit geringem Trfolg in Petersburg aber

mit vollendeter Aieisterschaft ict den geistesverwandten Hauptstädten der

VZestcuächtespinnt.
Es handelt sich bei dieser Verschiedenartigkeit der politischen Staats-

aitffassnttgen nicht um einen blvfzen parteipolitischeit Zwiespalt, wie er

auch zwischen den Parteien anderer Länder besteht, sondern es handelt
sich uiti eine verschiedenartige Beantwortung einer ganz grundsätzlichen
Fragt-, wie sie iii dieser Art und dieser Schärfe wohl in keine-m anderen

Land gestellt wird, uiit die Beantwortung der Frage nämlich: Wo

liegt eigentlich Polen? Deitn das Politische Volk war sich
noch vor 15 Zahren nicht einig darüber uitd ist sich zum Teil auch heute
ttoch nicht völlig klar darüber, ob seine »natiirlichen Grenzen« am

Vug oder am Dniepr, am Südhang des baltischen Höhenzuges
oder ait der Küste des Santlandes, bei Ventscheii oder

an der Oder liegen· Die Verschiedenheit der Staatsauf-
fassuiigeii gewinnt dadurch ait Gewicht, dasz die Herr-
schaftsgebiete der Parteien, ,

die die Träger
dieser verschiedenen Auffassungen sind, geogra-

phisch ziemlich deutlich gegeiieinander abgegreitzt
sind. Während nämlich die Hochburgen der Rationaldemokratischen
Partei die ehemals preuszischen Gebietsteile sind, liegt das Schwer-
gewicht des Pilsudskiblvckes im ehemals russischen Polen; und um-

gekehrt: während die iiatioitaldemokratische Parteiorgaitisatioii in

Mittel- und Ostpoleii nur schwach ausgebaut ist, haben andererseits
die Psilsiidsskianhänger in den »Westgebieten« tiur schwer sufz fassen
können. So wird der iit den Parteien zsuiti Ausdruck kommende Gegen-
satz der staatspolitischen Gesiitiiuitgeit zu eineitt Gegensatz
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zwischen den verschiedeiteti historischeii Gebiets-
teileit des Staates; so stellt sich die ehemalige deutsch-russsische
Grenze als eine Scheidewand dar, die das Gefüge des politischen
Staates weit deutlicher in einander wesensfreinde Abschnitte zerlegt,
als etwa die Elbe- oder die Mainliiiie die Geschlosssenheit des

Deutschen Reiches auslockerit kann.
Ts ist nützlich,sich bei alle-in, was iit Polen geschieht, aii diesen

Tatbestand zii erinnern. Es wäre aber verfehlt, hieraus aiif eine

Veresitschaft gewisser politischer Kreise zu einer Verständigung mit

Deutschland zu schlieszeii itnd etwa solchen Gerüchteit besonderen Wert
bei umessen, wie sie vor längerer Zeit einmal in der englischen Presse
aii-statichtei1,denen zufolge Pilsudski bereit gewesen sein soll, sich
die deutsche Rückendeckung bei der Verfolgung seiner antirussischen
Pläne durch bestimmte Zugestäiiditisse an .den polnischen Westgrenzen
zu sichern. So feindlich sich die Vertreter des west-
uiid ostpolitischen Gedankens iit Polen gegen-f
überstehen, so einig sind sie in ihrer· Politik
g e g e it ü b e r D e u t s ch l a it d. Die itatisonaldesmokratiische Politik
ist ntit den polnischen Ost-gebieten, mit dein »östlichenVallast«, wie

diese von Pilsudski erobertett Provinzen von Dmoivski einmal ge-
nanitt wurden, belastet; und iiber den Ostplänen des Marschalls schwebt
die von- den Rationaldeinokraten durchden Raub der preufzischen
Provinzen heraufbeschsworene »d—eutsch-eGefahr«. Darüber besteht kein

Zweifel, dasz die ostpolitische Tendenz Pilsudskis
völlig im Schatten der aittideutscheii Tendenz
seines Gegiters Dniotvski steht. Der Mai-scholl herrscht
zwar mit itahezu unbeschränkter Gewalt über Polen; aber so stark
ist er nicht, dasz er sich iiber den Glaubenssatz seiner nationaldenio-

kratischen seinde hinwegsetzen könnte-,dasz der Kampf gegen Deutsch-
laitd eine unerläszlicheVoraussetzung fiir den Bestand und die Sicher-
heit des polnischen Staates darstellt. Ts ist möglich,dafz es ihm einmal

gelingt, die Ratioitaldemokraten fiir einen Kantpf gegen Ruleaitd zu ge-
winnen, in dem die ukrainischen und weiszrufsischenGebiete der Siegespresis
sind; aber erst dann kann ihm das gelingen, wenn er die cNational-
demokraten davon überzeugt hat, dasz von Deutschland her keine

Gefahr mehr besteht, d. h. erst dann, wenn das nationaldemokratische
Territorialprograntni iit seinem vollen Umfang durchgeführt ist, wenn

also Ostpreufzen mit Polen vereinigt ist uitd die polnische Westgrenze
die Oder erreicht hat. Da in Polen gegen die national-

demokratische These keine Auszenpolitik betrieben
werden kann, inufz der Aiarschall," wenn er Kieiv

nehmen will, den Umiveg — über Köiiigslterg
mach en. So kommt es, dafz der Kreis um Pilsudski, der im Grunde
eine aktive politische Ost politik will, zum Viollstrerker der nach
Westen gerichteten nationaldemokratischen Txpansionspläiie wird;
so kommt es, dafz es nicht tiur Rationaldentokraten, sondern auch
Pilssudskianhänger sind, die in Gdiiigen die Zwingburg gegen Danzig
auf-bauen und zu einer gemeinsamen Aktion gegen Ostpreuszen rüstenå
Vei aller Verschiedenheit ihrer politischen Ansichten sind sich die beiden
Gegner aslso einig darin, daf- Deutschland bis zur völligen Handlungs-
iiiifähigikeit gegenüber Polen- geschwächt werden inufz. Der Kampf
gegen Deutschland ist es, der die tiefe Kluft, die durch das politische
Leben des politischen Volkes geht, überbrückL D e r K a iit pf ge ge it

Deutschland einigtPolen. Dr.K.

Autonomiften und Unverföhnlichein der Weftukraine.
Nicht erst seit der »Vefriedungsaktloit« von 1930 steht die

ukrainische Vevölkeruitg Südostpolens dein Polentunt niit eineni un-

versöhnlichen, erbitterten Hasz gegenüber. Die polnischen Prügel-
kottitiiatt.dos, die damals iiionatelang die ukrainischen -Dörfer heim-

suchteii und niit ihren uiimenschlichen Grausamkeiten den Abscheu der

zsivilisiertenWelt (itur nicht das Aiifzfallen des Völker"bundes) erregten,
haben die schwachen Ansätze zu einer Verständigung mit Polen,
die sich vielleicht hier und da gezeigt habest mögen, wieder voll-
koiuiuen erstickt. Wenn es wirklich so gewesen wäre, wie es die pol-
itische Propaganda hinzustellen pflegt, dafz die ukrainische Unabhängig-
keitsbewegung das Produkt einig-er weniger Angehöriger der

iikrainisrhen Gebildetenschicht sei —— wenn es wirklich so gewesen wäre,
daitit ist das seit der »Vefrieduitgsaktioit« von Grund auf anders ge-
worden. D e r u k r a i n i sch e V a u e r

,
der von den polnischeii

Pisiigelhelden halbtot gepeitscht worden ist. iv i r d d e m p o l n i s ch e n

Staat mit keinem anderen Gefühl mehr·gegeniiber-
stehen können als dein eines instinktiven Hasses und

eines tiefen Aiisztrauens gegen alles, was von

P o l e it a u sg e h t. Es scheint undenkbar, dafz es in absehbarer Zeit
zu einer irgendwie gearteten Verständigung zwischen den unterdrückten
Ukrainerit uitd den politischen Geivaltherren kommt; uttd es scheint
sicher, dasz die Aiasse des ukrainischeit Vanerntunts den sührern die

Gefolgschaft aufsagen wird, die sich auf einen ,,Ausgleich« mit den

Polen einzulassen bereit sind. Uiti so erstaunlicher ist es, dasz auf dein

zu Ostern in Leutberg abgehaltenen P a r t e i t a g der . gröfzteu
ukraiiiischeu Partei Ostgaliziens, der U k r a i iti s ch e n A a t i o n a l -

deiiiok ratischeit Vereinigung (Undo), von der Mehrheit
ein E n t s ch l i e szn n g s a n t r a g eingebracht wurde, in d e tit d i e

Atitviiotttie der ukraiiiischen Gebietsteile iiit

Rahmen des politischen Staates als nächstes Ziel
g e f o r d e rt iv u r d e. "Uni zu verstehen, was das bedeutet, inusz ittait

bedeiikeii,das·zdie Undo bisher uiiverbriichlich an dein Ziel der staatlichen

Unabhängigkeit des ukrainischen Siedlnngsgebietes festgehalten und
die Zugehörigkeit Ostgaliziens zu Polen mit unbedingter Konsequenz
als unerträglich abgelehnt hat. Nun sollte itach dein Entschliefzuttgsk
antrag, der auch von dem alten Parteivorsitzendesn, Lewickgi·,
befürivortet wurde, der Parteitag als nächstliegendes praktisches Ziel
eineneue politische Verfassung »für das ukrainische Volksgebiet iit den

Grenzen des poslnischen Staates« fordern; allerdings sollte die Auf-
stellung die-fes ,,nächstlsiesgenden«Zieles nur unter deitt ausdrücklichen
und feierlichen Vorbehalt des Parteitages erfolgen, dafz die Undo an
ihren bisherigen programmatischen Unabhängigkeitsbestrebuiigen itarh
ivie vor festhalte, dafz also die neue Autviiontieforderuitg nicht etwa ein

Ablassen von der bisherigen sorderung der staatlichen Selbstbestimmung,
sondern lediglich eine taktische Reuerung in der Politik der Partei
darstelle.

Ait sich ist der A uto n o inie g e d a n k e, wie er deni Letvickgischen
Antrage zugrunde lag, nicht neu. Denn die Tntentemächte haben.
als sie iiit Jahre 1923 durch Veschlsufz des Votschafterrates die pol-
tiischen Ostgrenzen uitd daniit auch die politische Souveränität über

Ostgalizieit anerkannten, dettt polnischen Staate die Verpflichtung auf-
erlegt, ein autononies Reginte in Ostgalizien einzuführen. Die

Aiitoiioiiiie wurde damals also ohne Zutun der

Ukrainer, ja.gegen ihren Willen, als Rechts-
tatsache geschaffen. Ts bedeute keine Preisgabe des weiter-

gehenden Zieles staatlicher Selbständigkeit, so arguntentierten nun die

Antragsteller auf deitt Parteitag der Undo, wenn man sich ans die iiuii .

eiitiital gegebene Rechtsgrundlage stelle, um voii ihr aus das Aiögliche,
Aächstliegeiide, das vielleicht ein Schritt zur Titdlösung seiit könne, zu

erreichen, d. h. wenn niaii die Autonoinie fordere, unt über sie zur staat-
lichen Selbständigkeit zu gelangen. ön diesem Sinne ivurde in deit

Antrage eine Aktion bei den Grvszntächten verlangt,
unt die Trfüllung der bis jetzt auf dein Papier ge-
bliebenen Autonomieverpflichtungen Poleits zs
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· r z io i n gen. Dabei sollte die Entscheidung der Botschafterkonferenz
von 1923 dahin erweitert werden, daß die Autonoinie 1. te r r it o r i al
nicht auf Ostgalizien beschränkt, sondern auch auf die anderen

iukrainischen Gebietsteile Poslens ausgedehnt werden sollte, usnd daß die
Autonomie L. inhaltlich den Bestimmungen des Statuts entsprechen
sollte, das der Oberste Rat der Friesdenslconferenz 1919 für Ost-
jgalizien vorgeschlagen hatte: eine selbständige Gebietsverwaltung mit

JeigeneniLandtag und eigenem Landespräsisdentem also keine Prooi-nzial-
autonomie, wie sie für Ostobersrhxlesien (an dem Papier) besteht,

stsondern eine Selbstverwaltung, wie sie etwa für das Riemelland im

Zahre 1923 (an dem Papier-) festgelegt worden ist.
Der Autonomieantrag ist, trotzdem er

Parteimehrheit befürwortet wurde, auf dem

Parteitag zu Fall gebracht worden. Die innerparteiliche
Opposition der »Unoersöhnlichen"« die der Zahl nach in
der Minderheit waren. war stark genug, um die ,,A-utonomisten«zur

Zurückziehung ihres Antrages zu zwingen und eine Billigung irgend-
welcher autonomistisscher Gedankengänge durch den Parteitag zu ver-

hindern. Die Weiterbesprechung der Autonomiefrage soll nunmehr
einem späteren, außerordentlichen Parteitage vorbehalten bleiben.
FWennszdie ,,Autonomisten«auch dann nicht auf ihre »iieue Taktik« ver-

von der
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zichten, dann ist, wie namhafte Führer der Undo befürchten, mit
einer Spaltung »der Partei zu rechnen. wobei als sicher
gelten kann, daß d i e Parteifiihrer, die durch die Aufnahme der

Autvnomieforderung aus« der unerträglichen Enge der heutigen
ukrainischen Politik herauskommen wollen, den größten Teil ihrer An-
hänger im Lande verlieren werden. D e n n d i e W asse wir d
nicht denen folg-en, die einen Weg der Zusammen-
arbeit mit Polen suchen — auch wenn sie noch so feierlich
versichern, nicht auf das Ziel der staatlichen Selbständigkeit verzichten
zu wollen. Sondern die Aiasse wird den »Unoersöhn-
lichen« folgen, die in ihrer Haltung gegenüber
Polen keine Kompromisse kennen. die die Existenz-
berechtigung des polnischeii Staates auf ukrai-
nischem Volksboden mit unersrhiitterlirher Konse-
quenz verneinen und alles vermeiden. was darauf hindeuten
könnte,daß Polen in ihren Augen als Staat auf ostgalizischem nnd
woihgnischeni Gebiet eine irgendwie geartete Daseinsberechtigung hat.
Der Zerfall der Undo in eine ,,aiitonomistisrl)e«und eine ,,unoersöhn-
iiche«Gruppe ioäre für die Geschlossenheit des ukraiiiischen Auftretens

B iPolenein empfindlicher Schlag. Den Vorteil davon hätten die
o en.

Danzig unter polnischem Druck.
Der Pariser ,,Riatin« meldete aus Genf: »Telegramme, die auf

diplomatischem Wege in Genf eingetroffen sind, verzeichnen eine ver-

stärkte Aktivität der Hitlerorganisationen auf
dem Gebiet der Freien Stadt Danzig. Zahlreirhe natio-

nalsozialisstisrhe Führer sind in Danzig- eingetroffen und haben-alle
»verfügb.aren Räume gem:ietet. Es erscheint unzweifelhaft, daß die

zLeitung der Hitlerpartei unter Ausnutzung der besonderen Lage der
Stadt Danziig gegenwärtig gewisse Elemente ihres General-staibs dort-

·—hinüberführt. iJn den Kreisen des Völkerbundsekretariats erwartet

»Im-an diplomatische Vorstellungen wegen dieser Ereignisse.« -— Diese
,-Aieldung wurde durch eine vom-,,Petit Journal« veröffentlichte
-Rachr-irl)t der Südostagentur aus Warfchaii erweitert. Danach-soll
die Leitung der RSDAP. in Daiizig Maßnahmen getroffen haben,
uin das Hauptquartier der«,,Hitlerarniee« in Danzig
uii t erzu b ring en. sDie Geheimarrhive der deutschen Organisation
sollen bereits in Danzig eingegangen sein, und mehrere Hitlerführer

ioiirden demnächst in der Freien Stadt erwartet. Rach zuverlässigen
Yfönformatisonengedenke die polnische Regierung von der

deutschen Regierung Aufklärung über die Haltung zu

verlangen, die sie in dieser Angelegenheit einnehmen werde.

Diese Meldung stammt ganz offensichtlich aus polnischer
Quelle; sie ist von der Danziger sozialdemokratischen Presse leider

ksehr eilfertig aufgegriffen und aufgebaiischt worden. Sie soll
Fidazudienen, Danzig vor der Welt als einen gefährlichen Unruheherd
Tzu verdächtig-en und diesen doch völlig entwaffneten ,,Freistaat« als

Jden Ausgangspunkt eines Angrsiffskrieges gegen Polen erscheinen zu

;-lassen. Auf diese Weise soll fiir Polen gegebenenfalls ein Rechts-
«"··vorniand fiir einen Einmarsch in Danziggeschaffen wer-

Idein Dem Urheber dieser Meldung kommt dabei das S.A.-Verbot

lder Reichsregierung zu Hilfe. Da nämlich in der Rotverordnung
Tvom tZ. April und der dazu gehörigen Begründung die militärische

ggzedeutung der S. A. anscheinend etwas übertrieben worden ist,
«·-·mußdie Meldung von der Konzentration der S.A. in Danzig·
natürlichden-Glauben wachrufen, daß Polen wirklich Anlaß zu
derartigen Befürchtungen und Vorwürfen habe. öm übrigen hat der

,—-,D-anziger Senat die Meldung oon der libersiedlung des »Gene-
rat-stahes« der nationalsozialistisschen ,,Pri—vatarmee«nach Danng so-
fort dementiert: ,,Fr-a·nzösischeZeitungen bringen die Meldung,
daß Hitler sein Hauptquartier in Danzig aufgeschlagen habe, daß

jDanzig mit Hitleraiigehörigen überfällt sei und daß die Großmächte
eine Deiiiiarche vorbereiten, um Danng zu zwingen, die SS.- und

SA.-—Formationen wie im Deutschen Reiche zu verbieten. Diese Mel-

dungen sind Pshantasiem an denen kein Wort wahr ist. Weder hat
JHitler sein Hauptquartier in Danzig aufgeschlagen, noch sind Ange-
«h"cirigeseiner Partei von Deutschland nach Danzig gekommen. Dan-

.zigs Hotels weisen den gewöhnlichen Freindenverkehr auf. Die

-«,.?Ileldiiiig der französischen Blätter liegt im Rah-
men der Hetze gegen Danzig, die in den setzten Tagen beson-
ders von der politischen und der ihr nahestehenden französischenPresse
zur Verungliinpfung des Hoheit Kommissars des Völkerbundes in

Danzig und der Danziger Regierung getrieben wird.«
Das hindert die polnische Presse und offenbar auch die polnische

Regierung natüriich nicht, die Hetze gegen Daiizig fortzusetzen und

schon bestimmte Forderungen über die »Entwa.sfniing« der Freien
Stadt zu stellen. So schreibt das größte polnische Blatt, der der

Regierung nahestehende ,,ölustr. Kuri. Evdz.«, daß die bisherige Hal-
tung Daiizigs in der Frage-der nativiialsozialistischen Stoßtrupps eine

".offene und unerhörte Herausforderung Polens sei, die unter keinen

Umständen länger geduldet werden könne- Denn Danzig sei, so
bebt das Blatt mit Rachdruck hervor, kein .Schanghai, und

Polen könnte nicht untätig zusehen, wie an seiner Grenze ein Aben-
teuer eritfesselt werde: Es. sei zu erwarten. daß die polnische Regie-
rnng in energischer und kategorischer Weile Maßnahmen treffen
werde, um dem ,,D-anziger Unruheherd« ein Eiide zu machen. Dem-—
nach werde die Regierung, sagt das Blatt weiter, vor allen Dingen
dreierlei Forderungen aiifstellen: I. Der Völkerbiind hat seine Pflicht

als Garant der Danziger Verfassung in erster Linie dahin zu er-

füllen, daß die bewaffneten Parteistoßtrupps in Dau-

zig verboten und den Reichsaiigehörigen es unmög-
lich gemacht werde, Beaintenposten in der Freien
Stadt Danzig zii bekleiden, denn die Reichsdeutfrhen sind
das schlechteste Element in Danzig, die dauernd gegen die normalen

Beziehungen mit Polen hetzen; 2. völlige Änderung des

Warschauer Abkominens, um den Zustand, der durch den

Vertrag von Versailles geschaffen wurde, wiederherzustellen; dann
erst wird Danzig seiner Aufgabe als polnisrher Hafen gerecht werden

können; Z. Absrhaffuiig des Amtes eines Hoheit Völ-

k e r b un d s k o m in i s s a r s
, zumal die Erfahrung erwiesen hat,

daß diese Stelle ungeeignet ist, zur Beilegung etwaiger Streitfragen
zwischen Polen und Danzig beizutragen. öm Gegenteil, dieses Amt

verursacht nur eine Verschärfung der Verhältnisse. Sollte der Völ-,
kerbund aber darauf bestehen, diesen Posten aufrechtzuerhalten, so ist
er mit solchen konkreten Mitteln und Befugnissen ausziistatten, die
ihm eine wirksame Tätigkeit ermöglichen.«

Im Anschluß daran erinnert das Blatt an den früheren politischen
Vorschlag, in Danzig eine sintezrtnationales Polizei-
truppe, natürlich mit maßgeblirher Beteiligung
Polens, zu schaffen. Das Blatt glaubt nämlich, daß nur auf
diese Weise die allgemeine Ruhe iviederhergestellt werden könnte.

Schließlich fordert das Blatt, daß in Zukunft das Amt eines Völker-
bundskommissars nur oon Vertretern einer Nation bekleidet werden
sollte, die nicht unmittelbar an den deutsch-politischen Fragen inter-

essiert sei.
«

« Die Gdingener Frage, die den Völkerbund bereits seit mehreren
Jahren beschäftigt,wurde kürzlich erneut von einem Zu r iste n a u s-

chuß des Völkerbundsrates eingehend behandelt. Das
von ihm angefertigte Gutachten ist den Parteien zugestellt worden und
wird dem Völkerbund gleichfalls zugehen, der sich auf seiner Mai-

t«agung damit zubefassen haben wird. Das neue Gutachten be-

stätigt die von dem Ausschuß im vorigen Zahre und von- dein Danziger
Völkerbundskommissar in einer Entscheidung des vorigen Zahres aus-

gesprochene Ansicht, daß auf Grund früherer Entschließungen der

Völkerbundsinstanzen eine Verpflichtung Polens zur
vollen Ausnutzung des Danziger Hafens besteht, daß
diese Verpflichtung sich nicht nur auf den Eisenbahnverkehr erstreckt,
daß sie für den Personen- und Warenverkehr in gleicher Weise gilt,
und zwar nicht nur für den polnischem sondern auch für den Traiisits
verkehr durch Danzig. Das Gutarhten lehnt aber die

Danziger These ab, daß das Risiko für die Richt-
ausnurzung nicht der Hafen von Danzig, sondern
die politischen Häfeii zu tragen hätten. Diese Anf-
fassuiig Danzigs wird abgelehnt mit der Begründung, daß in die freie
Entwicklung des wirtschaftlichen Lebens Polens nicht eingegriffen
werden dürfe. (l) Darauf, was die polnische Regierung zur vollen Aus-

nutzung des Danziger Hafens zu tun habe, geht das Gutachteii lediglich
in allgem-einen Wendungen, die nichts Greifbares enthalten, ein.

Aian hat den Eindruck, daß der Zuristenausschuß der Aufgabe,
festzustellen, was die Verpflichtung Polens zur Ausnutzung des Hafens
im Rechtssinne bedeutet, ausgewicheii ist. Es ist zu b efii rch t e n,

daß dieses Gutachteii weder den Rat»in den
Stand setzen wird, eine Eiitsrheidung·iiber die

Rechtslage zu treffen, noch daß es dle Arbeiten
des Völkerbundskommissars, der nunmehr die

Angelegenheit weiter zu behandeln hat. fordern
-und erleichtern kann, da die Ha—uptfrage. welchen
rechtlichen Inhalt die Verpflichtung Polens zur
vollen Ausnutzung des Danziger Hafens- hat,
nicht geklärt ist, iiiid das Komitee es abgelehnt hat, Stellung
zu nehmen zii dem Punkt der friihereii Völkerbundseiitscheiduiig.
worin ausgesprochen wird, daß Polen den Verkehr nicht durch Vor-

ziigsinaßnahmeiifür seine Häfen ablenken darf.
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sGberfchlesiens»polntfcheKultur«.
»Na-Ichnaht die Zeit, in der, gebe Gott, in den Preufziischen Landtag

politische Abgeordnete gelangen werden, um unser Volk zu verteidigen,
um vor der deutschen Volksgesamtheit und vor der preufzischen Ae-

gieruug die ganze Wahrheit über die Polen in Deutschland
zu verkiinden··« VJelche Art von »Wahrheit« das sein wird,
hat die Polenbundpresse in einem Artikel vom Z. April d. J. verraten.

Die deutsche Und preuszissche Regierung begehen, wie es da heifzt,
,,eiuen grvszen Fehler, wenn sie die Sache der Polen in Deutschland
ausschlielesich auf der Grundlage des Minderheitenproblems be-

handeln... Es ist nämlich — und das springt in die Augen — nicht
wahr, dasz die Polen in Schlesien eine Minderheit sin·d«. Ann, man

musz schon urpolnissche Augen besitzen, um sin ganz Schlesien ein-e Million
und in Deutsch-Oberschlefien mehr als 800000 Polen zu entdecken,
also in einem Lande, in dem es im Herbst 1930 gerade 37 000 polnische
Wäshlerstismmengegeben hat. Man läszt sich im polnischen Lager durch
nichts von der vorgefaszten Meinung abbringen, dafz das Deutsrhtum
in Schlesien nur ein »Firnis« ist, unter dem sich seit Jahrhunderten ur-

polnsisschesWesen verbirgt. Und mit einem Eifer, der eines besseren
Zieles wert wäre, bemüht man sich seit Jahrzehnten, diesen »dem-schen
Firnis«· abzukratzen, um das polnische Bild ans Tageslicht zu bringen,
um das »Volk aus königlichemPiastensstamm«ein-er staunen-den Mit-
welt vor-zuführen. Man tut so, als ob 700 Jahrhunderte vorübergehen
könnten, ohne Wesensart und Volkstum zu berühren. Man tut so,
als ob die 195317 Oberschlessier, die 1921 bei der Volksabstimmung
ihr Votum ,,für»Polen« abgegeben haben, das getan hätten, weil sie
sich etwa als Aationalpolen fühlten. Man geht noch weiter und sagt:
»Die ganze välkische Kultur in den ästlichenGrenzgebieten des Deutschen
Reiches ist poilnische Ku-ltur;« (l), daher müsztecnwie man vorsichtig
durch-blicken läszt, diese Gebiete den Polen zufallen.

Den Leuten, die so erstaunliche Dinge üsber die Bedeutung einer

politischen Kultur im deutschen Osten mitzuteilen wissen, wäre zu

empfehlen, einmal das nachzulesen, was A. Benisz, ein ehemaliger
Aufständischer, in seinem Buche ,,0berschlesien im Kampf ums Polen-
tuin« über die polnische Propaganda in »der Aufstandszeit berichtet.
Benisz macht da ein bemerkenswertes Geständnis. Er sagt, das pol-
itische Rationalgefühl sei in Oberschlesien selbst in der Zeit der Auf-—
stände noch so schwach entwickelt gewesen, dasz es sich als unmöglich
erwiesen habe, die grofzpolnische Werbung auf dieser wenig trag-
fähigen Grundlage auszubauen· Es sei vielmehr notwendig gewesen,
»die Aufklärungsarbeit ausschließlich auf eine grundsätzliche,mehr
demagogisrhe als wirklich aufklärende Richtung zu konzentrieren«,de11u

Memel im
Wie aus Meinel gemeldet wird, betreiben die Litauer jetzt

die »Einbürgerung" von Groleitauern in einem Umfange, der die

schlimmsten Erwartungen bei weitem übertrifft. Auch bei früheren
Wahlen sind solche widerrcchtlichen Einbürgerungen vorgekommen,
aber damals handelte es sich immer nur um einige hundert künstliche
Raturalisationen. Jetzt geht die Zahl schon an 6000 heran. Da-.

bei sind es vielfach nicht wie früher unverheiratete Leute, die ab-.
kommandiert werden, sondern verheiratete mit Frau und

zum Teil auch mit erwachsenen Kindern, so dasz die

Zahl der ungesetzlichen Wähler noch erheblich
gröber sein wird. Man schätzt sie sogar auf 10 000

bis 11 000; das sind fast 10 v.H. der wohlberechtigten Memel-

länderl Die Zahl steigt täglich weiter- Dak- diese Masseneisn-
bürgercmgen eine durchaus nngesetzliche Schiebuug find, unterliegt
keinem Zweifel. Allerdings hat das neue Direktor-Um die bisher
geltenden Liichtlinien zur Einbürgerung aufgehoben, aber das Gesetz
selbst besteht weiter, denn es ist durch das Memeslsstatut gesichert und

besagt, dasz zum Ausüben des Wahlrechts u. a. eine mindestens ein-

jährige Ansässigkeit erforderlich ist. Trotzdem ist man im Memellande
davon überzeugt, dafz die Wahl mit einem Siege der deutschen Parteien
enden wird. Aber dieser Optimismus musz in dem Masze schwinden,
in dem die litauische Einbürgerungspvlitik fortgesetzt wird. Bei den

Wahlen im Jahre 1930 ver-teilten sich Stimmen und Mandate in

folgender Weise:
Litauer . . . . . .

Deutsche Einheitsfront .

Die Linke . .. . 8842 Stimmen 6 Vertreter
Aeutrale Gruppen 2432 Stimmen — Vertreter

-D-ie litauische Presse weist mit Stolz darauf hin, dafz die deutsche
Einheitsfront in den letzten sieben Jahren beständig zuriickgegangen
ist: l925 erreichte sie 46 906, 1927 nur noch 36412 Stimmen und 1930
war sie auf 29519 Stimmen zurückgegangen Mit Rücksicht aus die
vielen Tausend in diesen Wochen zuwanderuden Groleitauer und mit

Rücksicht auf den Terror, dem die deutschen Parteien ausgesetzt-sind,
ist·beiden bevorstehenden Wahlen eine weitere, ganz erhebliche Ver-
schiebung zuungunsten der deutschen Einheitsfront zu erwartem Es

gehen diesmal nicht weniger als Z-l Parteien in den-Wahlkampf; das

bedeutet, dafz auf 1600 Wählier (nach dem Stande von 1930) imsmer
eine Partei entfällt! Die Litauer veHuclJe11,durch die Aufstellung
einer ganzen Reihe neuer Splitterpar eieu, die alle möglichen; auf
berufliche und andere Sonderwüusche und Sonderinteressen abgestimmtse
Parolen ausgeben, ·Verwirrung und Uneinigkeit irr-den Block der

deutschen Mehrheitsparteien hineinzntrageu.

5 Vertreter
18 Vertreter

s 817 Stimmen
"

29 519 Stimmen werde.

für natiotialpotuische Aufklärung von Grund auf sei angesichts der
dräugendeu Ereignisse keine Zeit mehr gewesen; so sei es notwendig
geworden, »vor allem an die empfindlichste Seite, an den materiellen
Faktor zu appellieren. Ilnter dem Gesichtspunkt der materiellen Zu-
kunft des schlesischeu Volkes spielte sich also der Abstismmungskampf iu

Oberschlesien -1b«· Aicht die imaginäre Anziehnngskraft der pol-«
nischen Kultur und nicht der fragwürdige Vorzug, ein Teil des

polnischen Staates zu werden, ist es also gewesen, was die wasserpol-
nischen 0sberschlesier,die politisch abgestiimmt haben, veranlafzt hat, sich ,,zu
Polen zu bekennen«,sondern die Hoffnung, in Polen ein besseres Leben
als in Deutschland führen zu können, »dieHoffnung, dafz erfantu ihnen
die Kuh schenken werde, die er ihnen versprochen hatte für den Falt,
dasz das Land an Polen fällt. Die politische Propaganda wufzte, dafz
die ober-sch-lesischeFrage eine soziale Frage ist, und sie handelte danach.
Sie ist mit materiellenVersprechungen nicht sparsam umgegangen, und

sie wufzte ihren Vorteil aus dem Vergleich des besiegten, von Kriegs-
lassten erdrückten Deutschland mit dem Jungen aufblühendenPolen«,dent
Freund und Günstling der Sieg«ermächt-e,zu ziehen. Das Abstiiumungs-
ergebnis gab ihr dann recht: Wo die Menschen unter guten oder eini-
germasåenerträglichen Verhältnissen lebten, wo sie also Grund hatten,
einen in seinen Wirkungen sehr ungewisse-r staatspolitischen VZechsel
zu fürchten, haben sie fiir Deutschland gestimmt. Wo das aber nicht
der Fall« war, wo sie zu wenig zu verlieren hatten, da

haben sie Ihre Stint-me für Polen abgegeben, nicht, um damit ein Be-
kenutnts zu der ihnen völlig unbekannten polnischen Kultur oder zu
desm ihnen völlig fremden vol-nischen-Staatswesen zum Ausdruck zu
bringen, sondern einfach deshalb, weil sie es ,,endlich einmal besser
haben« wollten. Gerade deshalb, weil sie Polen nicht
konnten, weil sich an diesem Unbekannten, das

r-hne«n,eine so glänzende Zukunft versprach, ihre
Hoffnung aufrichten konnte, haben sie ihm ihre-
St i m m e g e g e b e n. Jetzt haben sie es kennengelsernt. Jetzt verlangen
die, die bei Deutschland geblieben sind, nicht mehr danach, an Polen aus-

geliefert zu werden, mit der ,,polnischen Kultur« -in allzu enge Be-

rührung zu kommen. Llnd«die,die durch den Genfer Machtspruch au

Polen gekommensind, verwünschendie Zeit, in der sie den polnischeu
Agentenin die Retze gingen, in der sie den Versprechungen jener
besseren Zukunft glaubten, die im Polen-staat ihrer wartet. Sie
haben für die Erkenntnis, was Deutschland ihnen war, ein teures Lehr-.
geld·zahlen·müssen.Arbeit und Brot wollen sie; auf das Vergnügen-,
polnttsche Bürger zu seit-, würden sie zur Rot verzichten.

Wahtkampf.
Einige deutsche Blätter wufzten zu berichten, dafz der neue Schritt

der Signatarmächte, durch den die Memelfrage vor das Haager
Schiedsgericht gebracht wird, in Kowno einen »nied-erschmetternden
Eindruck« gemacht haben soll. Demgegenüber ist festzustellen, dasz man

sich in Kowno durch die-sen Schritt der Signatarmächte in seinen Mask-
nahmen gegen die Autonomie des Memellandes absolut nicht beirreu

lässt. Den-i man weisz, dasz auch fiir den Fall, dasz die Memelklage
im Haag »dri-nglich«"behandelt wird, mindestens drei Monate ver-

gehen, ehe es zu einer Entscheidung kommt, von der es zunächstein-»
mal fraglich ist, ob sie endgültigsein wird, und von der es noch viel frag-
lich-er ist, ob mit ihr die Zwangsmafznahmen verbunden sein werden,
die Litauen allein veranlassen können, auf den VZeg des Rechtes zu-
rückzukehren Zunächst scheint man in Kowno darauf zu vertrauen,
dasz die Wahl, die Anfang Mai stattfindel, wenn auch nicht eine grob-
litauische Mehrheit, so doch eine- so erhebliche Stärkung der Autono-

miegegner bringen werde, dafz sie aus der hoffnungslosen Minderheit,
in der sie sich bisher befanden, herauskommen werden, dasz Kowno
dann also wenigstens die Möglichkeit haben werde, auf ,,starke Be-

völkerungsteile« hinzuweisen, die eine vorbehaltlose Anglkiederung au

Groszlitauen und eine entschiedene ,,Abkehr von der Berliner Vor-

h-errschaft«fwünscht. Es ist erstaunlich, mit welcher Ruhe man in der

Wilhelmstrasze diese Möglichkeit betrachtet. Es ist jedenfalls ver-

fehlt, sich darauf zu verlassen, dan man im Auslande das Ergebnis
der Terrorwahlen richtig einschätzein d. h. ihr Ergebnis als unmasz-
geblich für den wirklichen Stand der Dinge im Memelland ansehen

Rotwendig erscheint es vielmehr, gegen die Landtagswahlem
die unter derartig ungünstige-nBedingungen für die deutsch-en Memel-

-länder stattfinden, v o n v o r n h e r ein als gegen eine Masznahme
ausdrücklichen Einspruch zu erheben, die keineswegs geeignet ist, die

wahre Volksstimmung im Memellande zu bekunden.

Der Gitdeutiche setmatkalender
hat wie in den vergangenen Jahren auch diesmal in allen Kreisen
ftarkeu Anklang gefunden und ist in der,Pr·efse allen an den Oft-
fragen Interessierten aufs wärmste empfohlen worden. Durch die

Reichhaltigkeit feines Inhalts erfiillt er in hervorragendem Mafze
seine Aufgabe, unterrichtend und aufklärend über politische und

kultnrelle Fragen der gesamten Oftmark zu wirken und um Ver-—
ständnis für-die Rot .u·nd den Wert des Ostens zu werben. lPreis

-I,50 M.,« Ostbuudmitglieder 1,20 M.,« zuzüglich Poete: zu beziehen
durch die Kulturabteilung des Deutschen Ostbundes, BRan zo,
Motzstrasze 22.)
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Die Grenzrevisionsfrage..
Italien für Revision der Diktate.

.

Der Große Faschistische Rat billigte nach eingehender Prüfung der

internationalen politischen und wirtschaftlichen Lage die vom Außens
minister entwickelt-e Tätigkeit und bekrästigte von neuem, daß es, um

die Krise zu überwinden, unter der die Welt so schwer leidet, vom

politischen und moralischen sowie vom rein wirtschaftlich-en Gesichts-
punkt betrachtet, notwendig ist: «

zi. Das Problem der Reparationen und Kriegsschulden
zu lösen, und zwar, indem auf die ersteren verzichtet wir-d und die

letzteren anulliert werden; .

2. die Hindernisse für den internationalen Wirtschaftsaufstieg zu be-

seitigen, bevor sie zu einem völligen Erliegen des Handels aller

Länder geführt haben;
·

J. Die Lage der Donau- und «Ba«lkanlä»n»der, Ungarn,
Tschsechoslowakei,Südslawien, R·umäsn-ien,",Biilgarienund Griechen-
land, zu regeln, die zusammen eine Bevölkerungvonetwa 70 Mil-

«

lionen aufweisen; .

Y. Die Bedingungen der Friedensverträge im

Rahmen des Völkerbundes zu revidieren, die in
sich die Ursache der Beunruhigung der Völker sind und den Keim

zu einem neuen Kriege bilden;
«

5. Künftighin auf die zu zahlreichen internationalen

Konfer enzen zu v erzicht-en,- die immer wieder neue Hoff-
nungen in den Völkern erwecken und doch stets von den schwersten
Enttäiiischnnsgenbegleitet sind und nur die Reibungsflächen ver-

größern.
Der Große Faschistische Rat behält sich vor, auf einer Oktober-

Tagung die Stellung Italiens im Völkerbiisnd zu iiberprüfen.
Im Hinblick auf diese Beschlüsse des großen faschistischen Rates

in Rom stellt die nationaldemokratische ,,Gla z e t a W a r s z a w s k a«

init Besorgnis das Fortschreiten des revjisionistischeii
Gedankens »in Westeuropa fest. Die Sympathien der fran-
zösischen radikalen Partei für. den Gedanken einer fried-
lichen Grenzrevision seien bekannt.- Ebenso sei es seit langem bekannt,
daß L o n don sich diese-m Gedanken ebenfatls nicht widerselzen würde.
Aun komme jetzt auch die bedenkliche Stellungnahme einer hohen-poli-
tischen Instanz des faschistischeii itaässlkienischen Staa-

t e s , die ausdrücklich eine Vertra.gsrevisioii, und zioar unter Inan-

spruchnahme des Völkerbundratess forsdere. Wenn es so weitergehen
würde, bemerkt das Blatt, so werde man bald an einen Ausbau des

berüchtigten Artikels 19 der Völkerbundsalzuiig heraiigehen. A l l e n

diesen Vorgängen gegenüber müsse Polen die
Erklärung entgegenstellen, daß es aus dem

Völkeribund ausscheidein würde, sobald der Ver-

such unternommen würde, aus dieser Institution
ein Werkzeug der deutschen Revisionspolitik
zu ni a ch e n. — Polen hat am Völkerbund eiii größeres Interesse
als der Völkerbuiid an Polen.

D

Polens Spiel mit dem Feuer.
Polen betreibt eine geradezu fieberhafte m i l i t ä r i s ch e T ä t i g -

keit längs der deutschen Grenze, und zwar nicht nur Ost-
preußeirgegenüber-, sondern auch in Richtung auf die Oder. Diese
Tätigkeit ist besonders se it A n f a n g F e b r u a r sehr stark, und

zwar von der Ostsee herunterlbis Oberschlesien. Die Kav allerle-
brigaden Bialgstok und Suwalki sowiedie Truppen des

Standortes Grodno hielten vom 24. Februar bis l. März Winter-
iibungen in unmittelbarer Rähe der ostpreußischenGrenze ab. Anfang
Februar ivurde der St a nd o rt P o s e ii alarmiert und machte im

Anschlußdaran eine große Geländeübung. Mitte Februar wurden

die Truppen der Standorte Graudenz, Kulin und

D»irs ch a u
, also alle Truppen der 16. Infanterie-Divission, alar-

niiert und machten eine große ilbuiig, zu der auch d i e in m i l i -

tärischer Ausbildung befindlichen -Zu«gendoe«r-
b a n d e u n d S ch ü tzle nv e r e i n e .herangezogen wurden; außerdem
wurde ein Teil des Panzer-Regt. —1aus Posen (Ka-inpf- und Pasnzer-
wagen) herangezogen und eingesetzt. Das Zäger-Vataillon in Dsirschau
machte hierbei Verladeübusngen. Am 2 0. u n d 2 l. F e b r u a r

übteii beitGdingen die aus Danzig (tl) her-angezoge-
nen polnischen militärischen Verbände unter dein

Kommando des Ehefs der polnischen Militär-.

sektion der polnisschen Vertretung in Danzig,
0 b e r st R o s e n e r. Die 23. Infanterie-Division in K a t t o w i h
steht seit Februar in Alarmbereitschaft und unternimmt ständig große
llbun«gen.Es ließen sich noch mehr Beispiele von herausfordernden
polnisschen Truppenübungen an den deutschen Grenzen in den letzten
Monaten anführen.

"

Einer der Regimentskommandeure aus dem Gebiet Wongrowitz
hat nach eine-r Ubung die Reserveoffiziere mit den Worten entlassen:
»Ra, swir werden uns bald zu einem Maiiöver mit

scharfen Patronen wiedersehen.« Er hat dabei keinen

Zweifel gelassen, daß das »Maii"o"ver«gegen Deutschland spielen soll.
Die» militärische Vorbereitung der Jugend, der

Schutzenvereine und Kriegerverbände wird seit einem

Vierteljahr mit besonderer Energie betrieben. Das Regierungsblatt
in Thorn, ,,Dzien Pvmorski«, schreibt am it. März d. Z., d as Ziel
sei die Bildung einer geschlossenen Reservearmee,
die asls Ergänzung der aktiven Armee jederzeit
b e re it sei. Wörtlich sagt das Blatt: »Das Losuiigswvrt der

Schaffuiigeiner großen Reservearmee in Pominerellen ist bereits ge-

fallen; jetzt kommt es darauf an, dieses Werk der nationalen Pflicht
»d-urchzufuhreii.«Das-Blatt gibt die Z a hl de r in di ese r R e -

selrvearmee im Korridor stehenden Maiiiischaften
mit ZO 090 Köpfen an. Diese Tatsachen sprechen eine durch-
aus eindeutigeSprache. Aian darf wohl erwarten, daß die Reiche-
regierungnicht v—erabsäumt,diese Dingein Genf zur Sprache zu brin-
gen. Daß die Ostbevölkerung über all die-se Vorgängean das tiefste
beunruhigt ist und einen starken iiiilitärischen Schutz fordert, ist durch-
aus verständ-lich.

PolnischeWirtichaftsiorgen.
Der Bahnbau 0berschlesien—Gdingeneingestellt.

Die Schwierigkeiten der Bahngesellschaft Oberschles
sieii-Gdingen sind infolge Ausbleibens der versprochenen fran-
zösischenMitte-l so groß geworden, daß in den letzten Wochen nicht
einmal die Löhne gezahlt werden konnten. Rur decn Ein-

greifen der Regierung ist es zuzuschreiben, daß schließlichdie Forde-
rungen der Arbeiter befriedigt werden konnten, da trotz der Pariser
Reise sdes posliiischeiiVerkehrsininisters Kiihii Geldmittel noch nicht in

Aussicht stehen, ist einem großen Teil der Arbeiter ge-

kündigt worden. Die Arbeiten werden vorübergehend eingestellt,
ivodurch die endgültige Fertigstellung der Bahn natürlich weiter hin-
ausgezögert wird. Für die Polen ist die Weigerung Frankreichs, die

weiteren Mittel für den Vau der Kohleiiniagistrale zu überweisen,
eine herbe Enttäuschung. Tiber sdie Gründe dieser Weigerung kann
man nur Verinutuiigen anstellen. Der französischeRentiier, der letzten
Endes ja der Träger uiid gegebeiienfalls der Leidtrageiide der fran-
zösischenAnleihepolitik ist, verspiirt immer weniger Lust, den östlicheii
Bundesgenossen immer wieder neue Kredite zu gewähren. Denn die

Aussichten, die Milliarden, die iin Laus der letzten 10 Jahre nach
Riiiiiäniei1, Südslawien und der Tschechosloivakei und in den letzten
Aioiiateii auch nach den baltischen Staaten im Aiileiheivege gegangen

sind, jemals ganz oder auch nur teilweise zurückzuerhalten,sind mehr
siiiid mehr im Schwinden.v Auch die polnische-Wirtschastspolitik erweckt
in Frankreich nicht das Vertrauen, das die Voraussetzung jeder
Anleihe ist. Möglich ist auch, daß Frankreich die Mittel für den

Bahnbau Kattowithdingeii deshalb zurückhält, uni aus Polen einen

politischen Druck auszuüben, vielleicht uin Polen den Tardieuschen
Donauplänen gefügig zu machen. Wie dein auch sei: In Warschaii
hat man wieder einmal -erfa-hreii,-daß derfranzösische Bundesgenosse
weit davon entfernt ist, selbstlos zu handeln, und daß es keine unge-
trübte- Freude ist, ein Freund Frankreichs zu sein. da dieses-wenn es

ihm zweckmäßigerscheint, gegenüber seinen Freunden dieselben Mittel

anwendet, deren es sich gegenüber--·seinenFeiiideii·-bedsi-eii-t.-
Aiaßnahinen

Maßnahmen zum Schutz-der Landwirtschaft
Um der ungeheuren Rot der Landwirtschaft zu steuern, sieht sich

die polnissche Regierung zu scharfen Maßnahmen gezwungen:
l. Mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Zahluiigsschwierigkeiten

der laiidivirtschaftlichen Kreise müssen diese gewisse Erleichte-
rungen bei der Zahlung der fälligeii -Verpflich-
tungen erhalten. Da sich der Staat in die normalen privatrecht-
lichen Verhältnisse zwischen Gläubiger und Schuldner nicht hinein-
iiiischen will, mußte man gewisse Erleichterungen g eg e ii ii b e r d en

staatlichen Vanken gewähren.
L» Ohne ein Mo r a t or i u in einzuführen und ohne die Privat-

schulden zu verringern, mußte man die Laiidivirte vor— der allzu großen
Rücksichtslosigkeit verschiedener Gläubiger schützen,um so mehr, äls
die auf dem Wege der Zwangsversteigeruiig eiiigezogenen Vorteile zu

gering waren im Vergleich zu den Verlusten, die die Landwirtschaft
erlitten hat. Man muß bedenken, daß die Landivirte keine Schuld an

der Lage tragen, in die sie geraten sind; es wäre also ungerecht, daß
die Folgen der Krisis nur von ihnen getragen werden. Es iiinßteii
daher die Z w a n g s v e r st e i g e r un g e ii , die gegen die Landwirt-

schaft gerichtet sind, erschwert werden.
Z. Das dritte Mittel der jetzt eingeführten Hilfsaktion für die Land-

wirtschaft ist das Gesetz über die Erleichterung beim Ver-

kauf von Landslärl)en.
4. Man darf annehmen, daß alle diese Verordnungen Bedingungen

schaffen werden, die zu einer Ver stä iidigu n g zwischen
Gläubigern und Landivirteii führen. Diese Verständigung
müßte darauf beruhen, daß die Verzinsung herabgesetzt.
die Zahlungen auf kleinere Rateii verteilt nnd die

knrzfristigen Schulden in laiigfristige umgewan-
delt werden.

S. Es wird im voraus angenommen, daß die bisherigen
unzureichendsein werden. Man will jedoch

eine größere Ansammlung von Gesetzen vermeiden.
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Polntfche Mtnd rheitenpolitik.
Der Kampf ttnt das deutsche Schulkind.

iiber eitt Beispiel stilleit ttttd unerschrorkenen Bekenntnismutes eities

deutschen Katholikeu i in K r e i s e Z e ttt p e l b u r g berichtet das

,,Posener Tageblatt··: Der Jnvalide T. iti Waldau hatte seine Tochter
örmgard tiiit Beginn des Schulsashres in die deutsche Klasse aufnehmen
lassen. Atti b. Februar dieses Jahres ivurde sie tiutt plötzlicha u s d er

deutschen Klasse ausgewiesen mit der Begründung,
das-z sie katholischen Glaubens und politischer Na-

tionalität sei. Sie ntiisse in die polnische Klasse eingewiesrn
werden. Der Vater schickt aber das Kind täglich zur deutsrhen Klasse,
uitd es wird täglich daraus entfernt· Der politische Lehrer
drohte mit Schulstrafen, wenn das Kind tiicht in dsie polnische
Klasse komme. Der Kreisschuliuspektor verlangte eine
Nationalitätserklärung vom Vater, die vor der Starostei abzulegen sei.
Der Vater hat zweintal den Versuch gemacht, diese Erklärung abzu-
geben, wurde aber abgewiesen. Nun hat der Vater durch Ein-

schreibebrief eine solche Erklärung an die Behörde geschickt. Diese
tvurde nicht anerkannt. Inzwischen hat T. vor dem Notar itt Zeinpel-
burg seine Nationalität schriftlich abgelegt und zugleich hinzugefügt,dafz
er samt seiner Tochter zur evangelischen Konfession
ii be rtr e t e. Diese beiden Dokutnente übersandte T. dent Kreisschul-
isuspektor. Er erhielt diese wie-der zurück mit der- Begründung, solche
Erklärungen müssen vor dem Starostwo ein-gelegt werden. Betreffs
der Erklärung, dah T. samt seiner Tochter zur evattgelischeti Kon-

fessiott übertrete, erklärte der Kreisschulinspektor, dafz das Sache des

Bormttndsrhaftsgerichts sei. Was hat aber das Bormuudschaftsgericht
mit einer solchen Sache zu tun, da doch beide Eltern lebe-n? Nun ging
T· mit der tiotariellen Erklärung zunt Staro-stwo. Der Kreisassessor
nahm Eitisicht und gab sie zurück mit dem Bemerken, der Fall sei für
ihn längst erledigt. Darauf hat T. das Schreiben am uächsteit Tage
durch Eittschreibebrief ati das Starosttvo gesandt. Von dort wurde es

ihm wieder ohne jegliche Bemerkung zurückgeschirkt.Daraufhin hat T.
eine Beschwerde ati den Starosteit persöitlichadressiert, in dem er eine

ausführlirhe Schilderung der ganzen Angelegenheit gab. Die Cringard
T. geht täglich zur deutschen Klasse, aber sie wird täglich ausgewiesen
mit dent Bemerken, dafz sie in die polnische Schule gehöre. Der polnische
Lehrer und auch der Kreissrhulinspektor drohen mit der höchsten zu-

lässigen Strafe und sogar mit Arrest. Der Deutsche bleibt fest. Ein

Beispiel unter vieleitl

Ablehnung des deutschen Wahlproteftes in Graudeuz.
Zu den letzten Sejittwahlen im Oktober 1930 tvarvon den deut-

schen Vertretern des Wahlbezirkes 30 (Graudenz-Ftonitz) zum vor-

schriftstnäksigeuTertttin eine Borschlagsliste der Kandidaten zum Sejin
eiitgereirht·worden.Die Zahl der deutschen Stimttten hatte sich in diesem
Wohlbezirk bei den früheren Wahlen auf etwa 30000 belaufen; es

war also mit einem sicheren deutschen Mandat auch ism Zahre 1930 zu

rechnen. Die von deit Vertretern der dseutschen Bevölkerung einge-
reichte Borschlasgslisste wurde jedoch von der Bezirkstvahlkommisjioii
des Wahlkreises Grau-dem für ungültig erklärt. Gegen die Ungül-
tigskeitserkläruug der Kandidatenliste uitd die Streichung der deutschett
Bürger aus den Wahllisten wurde Protest beim Höchsten Gericht in

Warschau ei—ttgereicht.Dieser Protest ist jetzt abgelehnt worden« Die

Begründung der Bezirkswahlkommissiou fiir die

Ungiiltigkeitserklärung der deutschen Kandidatenliste war iit der

Hauptsache die Feststellung, dasz zahlreiche der benannten

Kaudidaten auf der eittgereichten Liste ihre Namen

anders geschrieben hatten, als sie in den Wähler-
listett verzeichnet waren. So war auf der Kandisdatenliste
Hoffntann mit zwei f, in der Wählerliste mit eiitem f geschrieben, fer-
iter Luise (mit s) statt Luize (mit z), Arthur statt Artur, Kasper statt
Kaspar, VZillg statt Willi, Leo statt Leon, Bertha statt Berta usw.
Auszerdein waren bei einer Neihe von Kandidaten der Entscheidung
der Kreistvahlkommission zufolge die Berufe »falsrh« lange-
geben, und zwar in eitietn Falle Kontoristin statt Büroaitgestellte,
Nentiere statt »ohiie Berus«, Büroleiler statt Beamter usw. Und

schliesslich war ttoch bei einer weiteren Anzahl von Kandidaten den

Feststellungen der Kreistvahlkoinntissioit zufolge die Adresse
falsch angegeben, z. Zarisze Z anstatt «4. Auherdent
hatten einige Kandtdaten auf den Kandidatenlisten die Adresse ihres
Geschäftes, in den Wählerlijten die ihrer Privatwohnung oder um-

gekehrt aitgegebeit. Bei anderen waren Unterschiede bei Angabe des

Tages uitd des Monats ihres Geburtsdatuitis festzustellen. Und schlieszs
lich behauptete die Wahlkotnnttssion, dasz eine weitere Reihe von

Kandidaten gestrichen werden mußte, weil ihre Nantensuttters
schriften auf der eiitgereichten Liste von der Wahlkominission
nicht entziffert werden konnten! Dabei ist zu bedenken,
dasz die Deutschen, die sich persönlich in die Listen eingetragen haben,
doch zweifellos besser wissen, wie sie heiszen, was sie sind und wo sie
wohnen, als die deutschfeittdlichen, polnischeii Beamten, die die Wähler-
listen ausgefertigt haben, dafz die Fehler also nicht auf der Kandida-

ten-, sondern aus der Vsählerliste zu beanstanden sind. In keinem

Falle war durch die llnstiininigkeiteu in den bei-den Listen die ödentität
der Person in Frage gestellt. Die angegebenen Gründe reichtett der

Bezirkswahlkomniissioit jedoch aus, um 30 000 Deutsche von der Wahl
fernzushalteit und es ihnen unmöglichzu machen, den ihnen sonst sicheren
Kandidaten d·urrhzubringen. Das Höchste Gericht in Warschau hat

sich diesem Standpunkt angeschlossen tnid damit die uiiglautblirheHand-
lutigsweise ettter durchaus parteiischen utid tttiiiderheitenfeittdlichett
Lokalinstanz gutgeheifzem

Plefz wieder vor dem Bölkerbnndsrat.

Der Völkerbundsrat wird sich auf seiner Maitagsung nochmals
mit dem Fall des Fürsten von Pler beschäftigen,der sich schon wie-

derhoslt wegen der Polonisierttng sei-ties in 0stober-
schlesien gelegenen Besitzes an den Bölkerbundsrat ge-
wandt hat. Fürst von Plefz hat, wie aus Bölkerbuindskreisen ver-

lautet, eine neue Petition weg-en der Steuermasznahks
men, die die politischen Behörden gegen ihn ergriffen haben, an den

Bölkerbundsrat gerichtet, und der Generalsekretär hat, der Dring-
lichkeit der Petition Rechnung tragend, sie aus die Tagesordnung der

nächstenNatstagung gesetzt. D e r ö t: h a lt d e r P er i tio n steht
iit eittem ausfallettdein Gegensatz zu dent Bericht des

Völkerbundsrates vom Januar, der auf· Grund genauer

Erklärungen der polnischen Regierung feststellen zu können geglaubt
hat, dasz die. Angelegenheit eine zufriedenstellende Lösung gesunden
habe. Der Bölkerbundsrat war ttoch nicht auseinandergegangen, als

schon wieder neue Zwangsmasznashmen iit Gestalt von P f ä n d u ti g e n

ergriffen wurden. Das B e r s ä u m n i s v e r f a h r e n gegen den

Fürsten von Plefz wurde aufrechterhalten. Die Steuer-schuld ist nunmehr so
festgesetzt worden, dasz eine Summe von 10 Millionen Zlotg als versteuer-
bares Einkommen zu dein sonst steuerbaren Einkommen des Fürsten
von Plesz hinzugerechnet wird. Hierbei fällt noch ins Gewicht, dasz
die Steuerschuld, die sich auf einen Zeitraum von sechs Jahren, von

1925 bis t930, erstreckt, vorläufig nur«fiir die ersten fünf Fahre fest-
gesetzt wordett ist, während Forderungen für 1930 noch ausstehen.

. Gegenüber den früheren Festsetzungen, die nach dem letzten Beschlufz
des Viölkerbnndsrates zu annullieren waren, sind zwar gewisse Ande-

rungen und auch eine Herabsetzung der früheren Steuern vorgenommen

worden, aber die gröbsten früheren Beanstandungen in den Veranla-

gungen jin-d wieder übernommen worden. ön der Petition wird aus-

geführt, dafz der Petent in dein Vorgehen der polnischeit Behörden
eine Bedrohung seiner Wirtschaftsexistenz erblirkt
uttd dasz eine Verletzung der Genfer Konvention vor-

liege. Da Fürst von Plesz befürchtet, dan weitere Zwangsmahnahmen
ergriffen werden, wird der Bölkerbundsrat ersucht, die Angelegenheit
dringend zu behandeln. Die Petit-i-oit soll den Völkerbund veran-

lassen, die iteueste Entwicklung des Falles des Fürsten von Plsefz genau

zu prüfen, und zwar um so mehr, als der Nat in der bisherigen Be-

handlung der Angelegenheit, die ihn seit Januar 1931 fast auf jeder
Tagsung beschäftigt hat, sehr stark auf die wiederholten Bersicheriutgen
der politischeti Regierung, den Fall wohlwollend zu behandeln, Rück-
sicht genommen hat.

Eine polnischeLüge über das Danziger Schulwesen.
Durch Urteil des erweiterten Schöffengesrichts in Danzig wurdett

vor einig-er Zeit der verantwortliche Redakteur
der »Gazeta Gdatisska« Wtadgstatv Tieszgtiski in

Zoppot, Parkstr. ti, der Angestellte beim Hafenausschusz
Thevdor Maliszewski und der Eigentümer Franz Elinaks
uotvski in Postelau wegen öffentlicher Beleidigung verurteilt,
und zwar: Tieszgnski zu 2 Monaten Gefängnis, Maliszewski zu
1 Monat Gefängnis und Elmanowski wegen Beleidigung in zwei
Fällen zu ein-er Gesamtstrafe von 6 Wochen Gefängnis. Die Ber-

urteilung ist erfolgt, weil Tieszgttski in der ,,Gazeta Gdaitlka« auf
Grund der ihm von den beiden Mitverurteilten zugegangenen Mit-

teilungen behauptet hat, dasz der Lehrer Krause in
Postelau die Kinde-r polttischer Nationalität,
die an dent Kinderrag in Gdingen teilgenonttnen
hatten, zur Strafe 400mal den Satz ,,Daii.zig
bleibt deutsch« habe abschreiben lassen. Das gericht-
liche Berfahren hat die Unrichtigkeit dieser Behauptungen ergeben.
Trotz dieser-Feststellungen behauptet die politische Presse itach wie

vor, dasz die Kinder den Satz »Danng bleibt deutsch« oftmals haben
abschreiben müssen, schräukt allerdings diese Behauptung dahin ein,
dasz dies nicht als Strafe für die Teilnahme an dem Kittdertag in

Gsdingeu, sondern zu libungsztvettcen geschehen sei, und sie behauptet
weiter, dafz eine Nachprüfung des Sachverhalts durch den zuständigen
Schulrat nicht habe erfolgen können, weil —- die Hefte verschwunden
seien. (l) Auch diese iteuerlicheti Behauptungen sind
uitrichtig und werden durch die eingehenden Feststellungen des

Urteils des Schöffengerikhts widerlegt. Danach hat der Lehrer
Krause in Postelau die Schulkinder den Satz ,,Danzig bleibt deutsch«
weder als Strafarbeit noch zu libungsztverken,
geschweige denn 400mal abschreiben lassen.

s

Auslattdspasö: 400 Zlotgl
Die bisher 200 Zlotg betragende Gebühr für den politi-

scheit Auslandspasz wird ab 1.Mai auf 400 Zlotg
Stdöht werden. Der ttach dein Ausland gerichtete Sommerreise-
verkehr politischer Staatsbiirger wird durch diese Mafznahnte auf ei-
Mindestntasz beschränkt werden.
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Oftnot und Osthilse-
OstpreuszischeLaitdarbeiter kommen ,,ins Reich«.

Die »Allensteiner Zeitung« berirhtete, dasz in letzter Zeit einige
tausend jugendliche läiidlirhe Arbeitskräfte aus Ost-preuszennach Sachsen
und Braun-schweig befördert wurden. Es mutet sonderbar an, dasz
trotz der groszen Arbeitslosenziffer im Reich von etwa 6,2 Millionen

Erwerbslosen gerade aus Ostpreuszen in wenigen Tagen annähernd
4000 junge Menschen herausgezogen werden, um den Arbeiterbedarf
im Reich zu decken, und dazu zu Arbeitsbedingungen, die nicht besser
als in Ostpreuszen sind (Stundenlohn für Mädchen und Burschen
18 Pf., für Männer 22 Pf. neben freier Berpflegung). Roch merk-
würdiger mutet es an, dasz es sichbei diesen-jungenMenschen keineswegs
nur um Arbeitslose handelte, sondern dasz ein hoher Prozent-
satz aus-laufenden Arbeitskontrakten herausge-
lockt worden ist, während ein nicht minder grvszer Prozentsatz bis-

her überhaupt norh in keinem Arbeitsverhältnis gestanden hat« Der

Hinweis, so schreibt die »A. Z.« weiter, dasz es in Ostpreuszen noch
genügend Arbeitslose gibt, die die verlassenen Arbeitsstellen ausfüllen
könnten, ist hier nicht am Platze. Denn es handelt sich durchweg uin

jugendliche und eingearbeitete Landarbeiter, die nicht durch irgend-
welche anderen Arbeitslosen aus der Stadt oder aus anderen Be-

rufen ersetzt werden können. Hian kommt, dasz diese Altersgruppe
in der Regel im elterlichsen Hause wohnte, der Arbeitgeber alsv nicht
für besondere Unterkunftsinögtichkeitenzu sorge-n brauchte, ein Um-

stand, der die Heranziehung von Ersatzkräften schwierig gestaltet, weil
es durchiveg an den für auswärtige Arbeiter unbedingt erforderlichen
Unterküuften mangelt. Es kommt aber noch ein weiteres Moment

hinzu. Um dieses durch die Abwanderusng entstandene Loch wie-der aufzu-
fiillen, ist das Arbeitsamt nun gezwungen, aus den westlichen
Provinzen die sogenannten Hütejungen in ent-

sprechender Anzahl anzufordern. Hätte man sich bei
der Zusammenstellung dieser ins Reich abgehenden Transporte aus-

schliesztirh an solche Personenkreise gehalten, die voraussichtlich als
dauern-d erwerbslos anzusehen sind, dann könnte man der Sache Ber-

ständnis entgegen-bringen Da man aber auszer den in Arbeit und
Lohn befindlichen jungen Menschenauch solche nahm, die bisher in
keinem Arbeitsverhältnis standen, sich vielmehr in der etterlichen Wirt-

schaft aufhielten, züchstet man durch diese letztere Kategorie An-
wärter auf Erwerbslosenunterstützung heran. Denn

die"se., die bisher mit dem ohne-hin schon stark belasteteu Arbeitsaiiit
in keinem irgendwie gearteten Zusammenhang standen, werden nach
einigen Moiiaten,- nach Beendigung der Arbeit, als Arbeitslose zu-
riirkkommen nnd den Kreis der Unterstiitzungsempfänger vergröszern
und so die Finanzlage des Arbeitsamtes nur noch mehr belasteii.
Weshalb ist es der Landarbeiterzentrale möglich, unbehindert von

irgendwelchen Stellen, die Arbeit der Arbeitsämter zu durchkreuzen?
Die Landarbeiterzentrale ist als eine zivile Einrichtung an-

zusehen. öhre Tätigkeit bestand bisher in der Beschaffung der

politischen Saisonarbeiter, wobei sie für jeden der augeworbenen
Ausländer eine gewisse »Kopfprämie« von den jeweiligen Auftrag-—-
gebern erhielt. Und diese Kopfprämie soll ihr auch jetzt für die au-

gewvrbeuen ostpreuszisrljen Landarbeitser zufließen, nachdem die

polnischeu Arbeiter nicht mehr zur Arbeit nach Deutschland herein-
gebracht werden dürfen.

Kaza und Pechliige.
Wiederholt hat sich die Presse mit den katastrophalen Zuständen in

den Dörfern Kaza unsd P ech lüge und den ansliegenden Ortschaften
im Kreise Schwerin beschäftigt. Durch das ständig steigende Grund-

wasser wurde bekanntlich die ganze Einwohnerschaft bis auf den Ge-

meindevorsteher von Pechlüge zum Abwandern gezwungen. Ein ähn-
tiches Schicksal droht Kaza, da auch dort das Grundwasser die
Erwerbsmöglichkeiten der Laudwirte zunichte macht. ömmer dringender

wurde von allen Stellen der Ruf nach sofortiger Hilfe für die be-:
drohten Grenzbanern erhoben. Aus einem neuen dringenden Appell aus

dem Kreise Schwerin wird ersichtlich, dasz tr o tz a l l ein no ch imm er

keinerlei Abhilfe geschaffen worden ist. Es ist wie-der

ruhig geworden um Kaza und Pechliige. Kommissionen kamen hin,
Entswürfe wurden beraten, aber noch immer sind keine entscheidenden
Schritte unternommen worden« Das Wasser aber steigt
w e it e r. Die Rot und das Elend in diesen Dörfern wachsen von Tag zu
Tag. Die Bauern von Kaza und Pechliige zieheu,uim Stroh für ihr Bieh
und um Getreidefür die Ernährung ihrer Familien bittend, in der

Umgegend umher. Es ist eine grenzenlose Armut, eine unverschuldete
Armut, die man hier sieht. Schnelle und baldige Hilfe tut dringend
not, wenns hier nicht vorgesrhobene Grenzposten kasmpflos preisgegeben
werden sollen. Die Grenzgebiete sind ohnehin dünn bevölkert.- Schon
aus staatspolitischen Gründen, so heiszt es in dem Hilferuf, musz von

der Regierung beschleunigte Hilfe verlangt werden.

Osthilfekredite fiir die Schiffahrt.
Die Bank für deutsche Industrie-Obligationen ist mit der Bear-

beitung der Osthilse-Anträge der Binnenschiffer be-

schäftigt. Die ersten Anträge sind bereits den beiden Schiffsbeleihungs-
banken zur Bearbeitung zugeleitet· Frir die gesamte Gewerbekredit-
aktion stehen einstweilen nur 22 Millionen Mark aus

den Reserven der Bank zur Verfügung Es können

infolgedessen nur vordringliche Fälle berücksichtigtwerden.

Für die Schiffahrtskredite hat die Bank Richtlinieii aus-

gegeben, in den-en u. a. gesagt ist: In Frage kommen nur d e utsch e

Schiffer an der Oder oder östlich davon: Darlehen
werden nur auf Frachtschisfe gegeben, die schon vor dem It. März 193s
im Schiffsregister eingetragen sind und bei denen die Gewähr für eine

erfolgreiche Fortführung des Betriebes besteht. Die sKredite werden

vorwiegend zur Umwandlung drückender kurzfrisiiger
Verbindlichkeiten in- langfristige Kredite nur in

besonders dringlichen Fällen zur Betriebsfortfüshrung gewährt. Für
Aeus und Ersatzbauten werden grundsätzlichkeine Mittel gewährt, für
önstandsetzungsarbeiten nur in besonders dringlichen Fällen. Die

H ö h e d e r D a r le h e n soll im Einzelsalle nach Möglichkeit
10000 Mark nicht überschreiten; sie werden höchstens bis zu sieben
Jahren vergeben. Für das Darlehen ist bei einer Auszahlung
von 96 v. H. ein jährlicher Zins von 6 v. H. sowie ein Verwal-

tungskostenbeitrag von Z o. H. zu entrichten. Die Ber-.

zinsung und Tilgung der Darleheu erfolgt gemäsz besonderer Verein-·
barung isn oierteljährlichen Abzahluugen. Die Kreditgewährung erfolgt
nur gegen ausreichende Sicherheiteu. Die Kreditanträge sind bei der
Bank für deutsche önducstrie-Obligationen, Berlin SW 68, Feilners
strasze Sa, einzureichen. Die Bearbeitung der Anträge erfolgt in Zu-
sammenarbeit mit den Organisationen der Schiffahrt durch die Deutsche
Schiffspfandbriefbank A.——G.,Berlin RBZ 7, Dorotheenstr. 19, und
die Deutsche Schiffsbeleihungsbank A. - G., Hamburg s, Grosze
Reichenstrasze 67.

Die Berufsvertretimgen bei der Landstelle Berlin.
Bei der Landstelle Berlin der Osthilse ist ein Ausschusz der amt-

lichen Berufsvertretuugeu von Handel, Industrie, Handwerk und Land-

wirtschaft der Provinz Brandenburg gebildet worden, der die Inter-

essen der einzelnen Berufszweige wahrnehmen wird. Die Handwerker-
vettreter haben besonders den Auftrag erhalten, die Rechte der

Gläubiger im landivirtschaftlichen Sicheruugsverfahren wahr-
zunehmen, da die Gläubiger stark zurückgesetztworden seien. Werden
von dem Treuhäuder die Interessen der betroffenen Handwerker ver-

uachlässigt, so können sie sirh beschwerdeführeiidunter Vermittlung
eines Bertrauensmannes der Handwerkskammer an den zuständigen
Landrat wenden.

l Siedlungs- und Wohnungswesen., j
Zulässige Abschreibungvom Gebäudewert bei Hauszinse

steuer-Aeubautvohnnngeu.
«Die dein Deutschen Ostbund nahestehende »Baugeuossenschaftver-

triebener Ostdeutscher« schreibt uns:

Wir haben seit längerer Zeit mit unseren Aufsichtsbehörden in
Berlin in Mseinungsdifferenzen gestanden über die Höhe der voii

Hausziussteuer-Reubauten jährlich vorzunehmendeu Abschreibung.
Sowohl der Herr Oberpräsident als auch die Wohnungsfiir-sorgege-
seltsrhaft Berlin ni. b. H. standen bisher auf dein Standpunkte, dasz
die bei der· Rentabilitätsberechnung in Ansatz zu bringende Abschrei-
bung von t v. H. des Gebäudewertes um den Betrag der vor-

läufig nicht erfolgendeii Tilgung des Hauszinssteuerdarlehns gekürzt
werden müsse. Die Folge hiervon war, dasz die gemeinnützigenBau-

geiiossenskhassteunur eine Miete erheben durften, die sich auf Grund

dieser uurichtigen Reutabilitätsberechuusng ergab, d. h. eine Miete,
die fiir die Folge sich als unzureichend erweisen inuszte. Aicht zum

wenigsten aus diesen Zwang der Behörden zur Erhebung einer nicht
ausreichenden Miete sind die Schwierigkeiten zurückzuführen, in
denen jetzt viele Baugenossensclyafteu sich befindet-. Eine weitere

Folge ist die Dividendenlosigkeit, mit der sich die meisten Baugenossen-
schaften abfindeii muszten. Unter tatkräftiger Unterstützung seitens
unseres Revisiviisoerbandes, des Reichsverbandes Deutscher Bau-

genossenschaften in Berlin, ist es nunmehr gelungen, die Aufsichts-
behörden voii ihrem Irrtum zu überzeugen. Danach wird unsere
Ansicht als zu Recht bestehend anerkannt, dasz ungeachtet einer noch
nicht erfolsgenden Tilgung der Hausziitssteuer-ngvtl)ek in der Bilanz
volle I v.H. des Gebäudewertes als Abschreibung einzusetzen und

dementsprechend auch iii der Rentabilitätsberechnung in Ansatz zu

bringen sind. Leider kommt diese Erkenntnis der Behörden im un-

geeignetsten Zeitpunkte, da augenblicklich eine für Gesunduiig der

Rentabilität au und für sich unbedingt erforderliche Erhöhung der

Mieten sich kaum ermöglichen lassen wird.

Siedlungsgesellschaft »DeutscherOstbund«.
Liber die Tätigkeit unserer Siedlungsgesellskhast ,,De-utscherOst-

bund« können wir folgendes berichten: Angesichts der cBliirtsrhaftss
und Finanzlage von Reich und Staat war eine starke Zurückhaltung
im Aukaussgeschäftnotwendig uu«d hat sirh auch bewährt. Die Rach-
frage nach Stellest ist nach ivie vor grosz. Das zeigt sich neuerdings
wieder dadurch, dasz bei dein 2400 Morgen groszen Gut Groszs
Zastroiv im Kreise Griiunien, das allerdings sehr guten·Boden
hat, schon jetzt fast sämtliche 55 Stellen vergeben sind. Bei»diesen
55 Stellen in Grosz-Zastrvw hat es sich zu unserer Freude ermoglichen
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lassen —- was auch den Behörden sehr erwiiiischt list —, dasz etwa 20

alte Arbeiter dieser Doiiiäiie Stellen erhalten haben, also nicht vom

Land vertrieben wurden. Es ist heute im Gegensatz zu früher für die

alten Gutsarbeiter recht schwer, neue Arbeitsstellen zu finden. Zm

übrigen ist neben zahlreichen Ostmärkern auch eine gröfzere Zahl von

Siedlungslustigen aus dein Westen dort angesetzt worden. — Aus

Zastrow und deni benachbarten Klein-Zastrow, das im Zahre 193»1
von unserer Siedluiigsgesellschaft besiedelt wurde, wird, ähnlich, ivie

das bei der früheren Aiisiedlutigskoiiiinissioii oft gemacht wurde, eine

geschlossene Siedlung von« über 4500 Morgen
entstehen, die durch genossenschaftliche Einrichtungen fiir
,Milchverwertung usw. den Siedlern wirtschaftliche Vorteile- bieten wird.

Reue Ankaufsverhandlungen schweben, so dasz die Gesellschaft hofft,
in absehbarer Zeit den zahlreichen Siedlungsbewerbungeii, die bisher
noch nicht befriedigt werden konnten, gerecht zu werden.

Ostsiedluiigsgesetz.
Rach einer Meldung des Wolffschen Telegraphenibüros bereiten

die zuständigen Reichsininisterieii z. Z. einen Gesetzentwurf vor, der für
das Ostsiedluugswerk die nötigen rechtlichen Grundlagen schaffen soll.
IDie Verhandlungen zwischeniReichsarbeitsminlistieriuin, Reichsfinianzminis
steriuni, Reichsernährunsgsministersiusmund der Oststelle bei der Reichs-
kanzlei sollen noch in dieser Woche abgeschlossen werden. Durch das

neue Geisetz soll die Siedlung erleichtert und eine möglichst schnelle
Verwertung des von »der Osthilfe als nicht mehr sanierbar abzusto-
fzenden Landes ermöglicht werden.

Unter dem Vorsitz des Reichsarbeitsministers fand eine Beratung
aller an der Durchfiihruiig der landwirtschaftlisten Siedlung beteiligten
Ressorts statt. Zwei Millionen Morgen Land, das

trotz aller Hilfsmafznahmen den bisherigen Eigen-
tümern nicht erhalten werden kann, soll Zehntausende
neu-er Siedler ini Osten fest verankern. .Die Reichsregierung wisll

trotz aller Schwierigkeiten die erforderlichen Mittel bereitzustellen
versuchen. Man ist sich aber klar darüber, dafz im Gegensatz zu der

wirtschaftlich günstigeren Vergangenheit mit gröszter Einfach-
he it un d Spa rsa m k eit gefiedelt werden mufz, wobei der frei-
wsillige Arbeitsdienst weitgehende Hilfe leisten soll. Auch
soll jede bürokratische Eiigherzigkeit sin Zukunft vermieden werden.

Damit wir-d auch Raum geschaffen für neue Sisedlungsfornien unter

sMitarbeit von Gemeinschaften und Büii«deii,die sich in den Dienst
der Sache stellen. Sofort nach Rückkehr
sollen die gesetzgeberischen Masznahmen
werden«

des Kanzlers aus Genf
im Kabinett verabschiedet

Erleichterungen für-alle Siedler.-
Das preuszische Staatsministerium hat beschlossen,entsprechend

dem Vorgehen des Reiches, allen Siedlern, die in Preufzen auf die
Landesrentenbank übernommen sind oder die unter Mitwirkung der

Landeskulturbehöride nach dem 1.April 1924 ihre Stellen übernommen

haben und mit preufziischen Mitteln finanziert sind, von dem für die

Zeit vom t.Zuli 1931 bis 30.Zuni 1932 zu entrichtenden Betrage an

Renten und Zinsen die Hälfte nachzulassen. Dieser
Rachlasz ist an die Bedingung geknüpft, dafz der einzelne Siedler
sim übrig-en feine rückständige-iund laufenden Verpflichtungen bis zum
20. Mai 1932 erfüllt oder sich unter Zustimmung der Oandesrenten-

baiik verpflichtet, sie in angemessenen Roten abzuzahlen.

Die vorstcidtisrhe Kleinsiedlung. ,

Mit desn vom Reich bei der gegenivätigenFiiianznot für die vor-

städtischeKleinsiedlung bereitstesllbaren Mitteln lassen sich begreiflicher-—
weise nicht alle Siedlungsivünsche erfüllen. Um auch den zahlreichen
Interessenten, die noch über eigene Mittel verfügen, eine ver-

billigte Siedlungsmöglichkeit im Sinne der Rotverord-

nung vom 6. Oktober 1931 zu verschaffen, hat der Resichskommissar für
die vorstäsdtiischeKleiiisiedluiig die Landesbehörden ermäch-
tigt, durch Anerkennung derartiger Siedlungs-
vorhaben als vorstädtische Kleinsiedluiigeii auch den

Bauh-erren, die keine Reichsmittel erhalten, die gleichen baupolizeilich-en,
ortsstatutarischen und steuerlichen Erleichterungen zuzu-

wenden, die den vom Reich unter-stürzten Siedlungsvorhaben zuteil
werden. Der Kreis der Berechtigten ist nicht auf Erwerbslose und

Kurzarbeiter beschränkt.
Rath Ansicht des cZieichskomniissars für die vorstädtische Klein-

siedlung, Dr. S«a-afzen,kann, wie er in einem Artikel ausführte, auf Grund
der inzwischen geleisteten Vorarbeiten jetzt mit der Errich-
tung vor: zunächst rund 16 000 vorstädtischen Klein-

siedlungsstellen begonnen werden. Die Zahl wird sich
noch erhöhen, sobald sich übersehen läszt, ob und inwieweit sich die

zunächst für die einzelne Stelle vorgesehenen Höchstdarlehen von je
2500 RM. durch Bereitstellung eigener Mittel der Träger oder Sied-

lungsverbände ermäszigen würde. Um einen möglichstgrofzen Anreiz
zu einer derartigen Streckuiig der Reichsmittel zu schaffen, werden
den Gemeinden und Geiiieiiideverbäiideii, die durch Heranziehuiig der-

artiger Mittel oder durch Einsparung an dein Siedlungswerk mit-

nsirken, diese selbstersparten Reichsmittel zur Finanzieruiig weiterer

Siedluiigen belassen. Das für rund 3000 RM. erstellbare
Siedlerhaus besteht ans einem Wohiiraum von 12 bis 14 Qua-

dratmeter, einem Schlafrauin von 9 bis 12 Quadratmeter sowie zwei
weiteren kleineren Schlafräuniei1,einem Kleintierstall von 5 bis 6 Qua-

dratmeter, eiiieinKellerrauni von mindestens 4 Ouadratnieter sowie
dem notwendigen Raum zur Abstellung von Geräten und zur Lagerung
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von Futter und Materialien» Lin dein Höchjtbetrag von 3000 RM.

sind weiter einbegriffen die Kosten der Einrichtung der Stelle. Zu
ihr gehört die Ausstattung mit deni notwendigen lebenden und toten

Inventar-, einschlieleich der Lieferung des fiir das erste Erntesahr er-

forderlichen Düiigers und Saatgutes sowie die anzupflauzenden Obst-
bäuinezEndlich sind in den Preis einbegriffen die anteiligen Kosten
für die Geländeerschlieszung,Wasserversorgung und Entwässerung.
Fur die Zukunft sollen und müssen nach Ansicht Dr. Saafzens
neben den Mustersiedlungen auch freiwillige Siedlungs-
vorhabeii durchgeführt werden, die ihre Entstehung der tat-

kräftigen Initiative privater gemeinnützigerSiedlungsorganisatioiien
oder einzelner Siedler ver-danken. Eine derartige Erweiterung ist
aber nur möglich, wenn die nötigen Sicherungen gegen einen Rückfall
in die Gefahr der wilden Siedlung getroffen werden.

«

Gegenüber dem Ovtimisnius Dr. Saaszeii, der aus obigen Aus-

führungen spricht; ist in der Presse schon vielfach an dem ganzen
vor-städtischen Kleinsiedlungsvorhaben scharfe Kritik geübt worden.
Der Gedanke-, so heifzt es in die-sen Auslassungen, schien im ersten
Augenblick fasszinierend. ön der Praxis erweise sich aber die An-

siedlung als ein sehr kostspieliges Unterfangen. Von dem so grofzs
ziigig angelegten Millionenprojekt sei wenig übrig geblieben. ön
Berlin z. B. seien bei einer Erwerbslosenzahl von über 600000

1523 Siedlerstellen zur Verfügung gestellt worden« ön der Weise, in
der bis jetzt der Gedanke der Erwerbslosensiedlung angesafzt werde,
gehe es auf keinen Fall. Da müsse man mit ganz anderen und viel

grofzzügigereii Mitteln eingreifen, wenn überhaupt etwas erreicht
werden soll. Es wird freilich nicht gesagt, woher hierzu die Mittel
komme-n sollen.

I Entschädigung-zweien

Kurse der Reichsschuldbuchforderungen.f
Rach -Wiedereröfsnung ider Berliner Börse am 12. d. Mts.

haben die Kurse der Reichsschuildbuchforderungen eine verhältnis-
mäszig günstigeEntwicklung genommen. Durch die bevorstehende
Wahl zum Preufzischen Landtag trat jedoch sin den letzten Tagen
ein·e.allgeme.ine Unsicherheit im Vörseiiver-kehr ein, wovon auch die
Kurse der Reichsschuldbuchforderungeii beeinflufzt wurden; jedoch ist
der Rückgang sder Schuldbuchkurse im Vergleich zu dem der anderen
Wertpapiere bisher gering gewesen.

Am 19. d. Mts. hörten wir folgen-de unverbsiiidlichenKurse:
l U I Jl

ungefähr ungefähr ungefähr ungefähr

1933 901s20so — 1940 521s.z»so —

1934 74 »
o

—- 1941 511szoso —

701s20so 670s0 0-0 —

1936 66 »so 62»so 1943 49 »so —

1937 60 »so — 1944 481so»so —

1938 56 »so — t1945—48 48 »so —

1939 53 »so 490so Wiederaufbauzuschläge 140 o

Bundegnachrichten. H
Wer nimmt serienkinder aus der alten Heimat auf?

In den. letzt-en Zahren ist es trotz- der Rot der Zeit möglich
gewesen, eine grofze Anzahl von deutschen Kindern aus den ab-
getretenen Teilen der Prooiiizen Posen, Westpreufzeik Ober-s und
Riederschlesien in Deutschland unterzubringen. Die Freude solcher
Kinder, die in der alten Heimat zum Teil in politische Schulen gehen
müssen, weil die deutschen von den Polen beseitigt worden sind, die
in polnischer Umgebung leben, mehr politisch als deutsch hören und
an deren Ohren in der Offentlichkeit kaum-ein deutsches Lied klingt,
über einen solchen Ferienaufenthalt in Deutschland ist kaum zu be-

schreiben. Msanmsufz einen solchen Ferienzug einmal selbst niitempfangen
oder mitverabschiedet haben, oder man musz das fast überivältigende
Glück solcher Kinder, die in einein solchen Ferienheim oder in einer

deutsche-n Familie in Deutschland untiergebracht waren, erlebt oder
die von heiszer Dankbarkeit erfüllten Briefe der Kinder oder ihrer
Eltern, die sie nach der Rückkehr in die abgetrietenen Gebiete an

ihre Ferienheiiiie oder ihre Ferien-Pflegeeltern in Deutschland rich-
teten, zu Gesicht bekommen haben, um zu wissen, wieviel menschliches
Glück durch idie Ermöglichung eines solchen Ferienbesuchs von Kindern
aus den an Polen gefallenen Gebieten in Deutschland gestiftet, welche
unverigeszsliche Erhebung für die Kinderherzen ein solches Erlebnis
bedeutet und von wie groszer volkspolitischer Bedeutung dar-um die

Ermöglichungsolcher Feriensbesuche in möglichst grofzer Anzahl ist.
Der Deutsch-e Ost-bund und seine Frauenorganiisationen haben

sich in den letzten Jahren an diesem Werke ideutschtusmsfreundlicher
Fürsorge eifrig beteiligt und dafür bei den Kindern von drüben,
die sie betreuen konnten, lund ihren Eltern viel Dank geerntet. Run
ist die Rot auch bei uns von Zahr zu Zahr gröfzer, die Fort-
führung dieses Werskes darum schwieriger geworden, aber drüben

ist die Rot noch viel gröszer und drüben drückt sdie wirtschaftliche
Rot noch viel schlimmer, weil zu ishr noch die see-bischenund völ-ki:·scheu
Röte kommen. Kleine liebe Kinderhände schreibe-n jetzt fast-täglich,
ob sie auch dieses Jahr wieder würden nach Deutschland komme-
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Neichstreffender Jungfcharen des Deutschen Ostbundes.
Die Meldungen für das in den Pfingsttagen in- Gernrode amHarz

stattfindende Reichstreffen der Jungscharen des Deut-schen Ostbundes
über das in unserer Beilage »Der junge Osstmärker« und im Rund-

schreiben an die Jung-scharen näheres bereits seit langem mitgeteilt
worden ist, laufen erfreulicher Weise aus allen Teilen des Reiches in

grosser Anzahl ein, so dasz nahezu alle Jungsrharen des Deutschen Oft-
bundes auf diesem Reichstreffen vertreten sein werden und somit eine

grosze Beteiligung gesichert ist, zumal eine Anzahl von niitteldeutschen
Jungscharen vollzählig erscheinen wird.

,

Wir bitten unsere Jung-scharen, die ihre Beteiligung noch nicht
angemeldet haben, dies schleunigst zu tun, damit später keine Schwierig-
keiten hinsichtlich der Untersbringuiisg usw. entstehen. »

Darüber hisnasis bitten wir, die ostdeutsche Jugend im Reich und

zwar nicht nur die Söhne und Töchter Verdrängt-er, sondern auch andere

0-stmärker, die sirh norh keiner Ostbund-Ju.ngsrhar angeschlossen haben,
sich schleunigst als Einzelteilnehmer bei der Reichsjugend-
stelle des Deutschen Ostbundes, Berlin W JO, Motzstv22, zu melden.
Sie erhalten dann von diiieser Stelle nähere Mitteilungen, insbesondere
auch über die Fahrgelegenheiten der Junigscharen aus der

betreffenden Gegend für die Teilnahme an diesem Jugendtreffen; und
es wird sich vielleicht auch ermöglichen lassen, ihnen die Fahr-

prlesisssermäsz
i gung, die die Jungscharen erhalten, zugutekommen

ZU ro en«
.

)

Vertreter von Landesoerbänden und Ortsgruppen, wie auch Einzel-
msitglieder des Deutschen Ostbundes sind auf diesem Jugendtreffeit
natürlich herzlich willkommen. Anmeldungen von solchen werden eben-
falls mit tunlichster Beschleunigung erbeten.

Sehr zu begrüszen ioäre es, wenn Ortsgrnppeii des Deutschen Os-
busndes, die noch keine Jungscharen besitzen, es einzelnen Jungen und
Mäsdeln ermöglichen würden, an der Taguug teilzunehmen.

Haben schon die bisherigen Schuslungsivochen und Landestreffen
der Jiingscharen des Deutschen Ostbundes fijr alle Teilnehmenden ein

unvergeszliches Erlebnis bedeutet-, so steht zu hoffen, dasz dieses Reichs-
treiffen der Ostbund-Jung-srharen mit seiner groszen Mannigfaltigkeit
an Veranstaltungen, von denen die Feier am Grabe des

Markgrafen G ero, der zu den gross-en geschichtlichen 0stkoloni-—
satoreingehörhund eine grosse öffentliche Kundgebung
für die Ostmark hervorgehoben seien, den ostmärkischen Geist in

unserer Jugend zur hellen Flamme entfachen, das Verständnis für
die alt-e Heimat sowie die Liebe und Treue zu ihr lebendig machen
und vertiefen wird. Dieses erste Reichstreffen der Ostbundjung-
scharen musz sich zu einer bedeutsamen ostmärkischen Volks-

kundgebung gestalten! Darum gilt für alle, die dazu in der

Lage sind, zu Pfingsten die Parole:
·

s

«

»Auf, nach Gernrodel«

können oder ob sie vielleicht gar einkleines Brüderchen oder Schwe-
stecchen, das inzwischen herangewachsen ist und auch gern ein-mal in
das grosze deutsche Vaterland, dem sie drüben kein Presislied singen
dürfen, begleiten ·kön·nteii,"oder obsie« wohl gar einen Spielgenossen
aus einer bekannten Familie mitbringen dürfen; und die Eltern

schreiben, wie sehr jetzt Schmaslhans Kürhenmeister bei ihnen und

ihren Bekannten ist, wie Krankheiten drohen oder wegen ungenü-
gender Ernährung halb üsberstandene Krankheiten schlimme gesund-
heitlirhe Folgen zu zeitigen drohen, wie uninöglirh es ist, den Kindern

Gesundheit, Freud-e, Glück und Sonnenschein durch einen Feriens
aufenthalt aus eigenen Mitteln zu beschaffen und sie aus ungesunden
Stadtwohnungen wenigstens einmal für ein paar Wochen in die frische
Luft und in Gottes schöne Welt zu bringen. Wer wollte sich solchem
Hilferuf aus unser-er alten Heimat, aus unserem lieben Mutter-— und

Kinderlsand verschließen; wer wollte nicht helfen, auch wenn es ihnen
selber nicht gut geht.

Das ,,Haus Ostland« in Vetsrhau hat der Deutsche Ostbund unter

dein Druck der Rot aufgeben müssen. Wenn irgend möglich, will er
ver-suchen, ein solches ,,Haus Ostland«, das so viel Kind-ern und

Erwachsenen Ferienfreuden und Sommersonnenglück gebracht hat,
wie-der zu eröffnen. Geht’s nicht, so müssen andere Unterbrin·gun«gs-
inöglichkeiten in Ferienheimen und Familien beschafft werden« Wer

hilft mit? Wer hat ein Herz für diese Kinder? Wer kann und will
ein Opfer bringen dafür? Wer ist bereit, ein oder mehrere Kinder

währen-d der Ferien iniseiner Familie aufzunehmen? Den bitten wir

herzlichst, sich bei uns zu melden. Wir senden ihm dann einen Frage-
bogen zu, in dem er mitteilen kann, ob er einen oder mehrere
Kinder-, Mädels oder Jungens, aufnehmen will, welches Alter, Be-

kenntnis nisiv. bevorzugt wird. Liebevolle Betreuung solcher Kinder
in einer deutschen Familie ist noch immer die erwünsschtesteAbwech-
selung für gesunde Ferienkinder und hat schon oft zu Kinderfreund-
srhafteii geführt, die fiirs Leben dauern. Riemand braucht Sorge
zu hasben, dafz ihm etwa über die Verpflegung der Kind-er hinaus
Unkosten nnd Ungelegensheiten entstehen. Jedes Kind wird vorher
ärztlich untersucht, so dasz also die Verschleppuiig von Krankheiten
nicht zii befürchten ist. Die Kosten für die Erneuerung und Zustand-
haltung von Kleidern und Schushwerk übernehmen wir oder die men-

schenfreundlich-e Vereinigung »Landaufenthalt für Stadt-kinder« oder
andere Wohltäter. Wir richten ganz besonders an unsere lieben

Frauen und Mütter die Bitte, uns doch in recht groszem lefange zu

helfen, damit unsere drüben gebliebenen Brüder und Schwestern und

ihre Kinder sehen, wie sehr ihr Schicksal und ihr Wohlergehen uns

am Herzen liegen, dasz man sie wirklich als Brüder und Schwestern
betrachtet und behandelt.

Kinder aber, die zur Heilung von Krankheiten
Od« Zur Stärkung ihrer Gesundheit eine Kur

durchmachen müssen, müssen natiirlich in ein Bad oder ein

Ferieuheim und können nitht in Familien untergebrarht werden. Wer

hilft ihnen? Wir sind von ganzem Herzen dankbar für jede Geld-

speiid e, auch für jedes kleine Scherflein, denn viele Wenig machen
ein Viell Jeder Pfennig kommt ohne jeden Abzug solchen Ferien-
kindern zugute. Auch für geeignete Bücher und Spielsachen
fiir diese Ferienkiiider sind wir von Herzen dankbar. Alle Orts-

gruppen und alle Mitglieder, besonders aber die Frauen nnd unsere
Frauendienstgruppen, wie auch unsere Jugendgruppen, Mädels und

Jungens, bitten wir von ganzem Herzen, sich der Unterstützungdieses
deutschen Liebesiverkes für Kinder aus unserer alten Heimat recht
angelegen sein zu lassen und in recht warmer und umfangreicher
Weise zu helfen, damit möglichst vielen deutschen Kindern von

drüben zu einer Ferienfreude im alten Vaterland und damit zu
Glück und Gesundheit ver-helfen wird.

H. Aus der Bandes-arbeit.——I
Versammlungskalender.

Franendienst Landesverband Berlin-Brandenburg Feier des

Muttertag-es am Sonnabend, 7. Mai, nachm. 5 Uhr, im Ber-

einslvkal der Ortsgruppe Berlin-Ost in Berlin, Köpenicker Str. 174

,,Köpen«ickerHof··.

Ortsgtuppe Berlin-Ost Monatsversammlung am Freitag, 6. Mai,
abends 8 Uhr, im Vereinslokal ,,Köpenicker Hof«, in Berlin, Köpe-
nicker Str. 174.

Ä

Landesverband Berlin-Brandenburg
Dsie Ortsgruppe Berlin-Reinirkendvrf hat am D o nn er sta g,

den 1—l. April, ihre Monatsversammlung im Vereinslokal bei

Herrn Sadsasu, Berlin-Reinirkendorf-0st, Residenzstr. 124, abgehalten.
Die Versammlung war gut besucht. Rach Genehmigung des vorige-n
Protokolls erfolgte die Aufnahme eines n e u e n M i t g l i e d e s.

Dann machte der Vorstand verschiedene Mitteilungen, besonders
über die neuen Anträge zwecks Belebung der Entschädigung und die

Verwertung der Schuldburhforderungen. Hierauf wurde beschlossen,
am Sonntag, den 5. Juni, einen gemeinsamen Ausflug nach
Schulzensdorf, Restaurant ,,Lindenhof·«,zu ’veranstia:lt-en;Treffpunkt
der Teilnehmer dort ab 2 Uhr nachmittags. (Preiskegeln). Eingeführte
Gäste sind willkommen. Nunmehr folgte ein Vortrag iiber »Die Schni-
oerhältnisse vor und nach der Besetzung des ehemals preuszischen Ge-

biets durch die Polen«. Vom Fraiuendienst ivurde auf den Muttertag
hingewiesen-, welcher asin Sonnabend, den 7. Mai, nach in.

5 Uhr, lim Vereinslokal der Ortsgruppe Berlin-Ost, Berlin, Köpe-
nicker Strasze 174, ,,Köpenicker Hof«, begangen wird; es ist hierzu ein

Betrag ausgeworfen zur Ehrung einzelner Frauen. Die nächste Ver-

sammlung findet am D o n n e r sta g, d e n 12. M a i
,

abends 811hr,
im Vereinslokal Sadau statt.

Landesverband Ostmark.
Die Ortsgrnppe Landsberg (Warthe), (B-erein heimattreuer

Posener, Ost- und Westpreuszen), hielt im ,,Eldorado« ihre Apriloer-
sammlung ab. Rach Begrüfzusng der Anwesenden durch den l. Bor-

sitzenden, Direktor Tettenbosrn, sprach Mittelschullehrer Reu-

mann iisber: »Eine Reise durch Ostpreuszen und Polem« Redner

führt-e einleitensd aus-: Lin Ostprenszem vor allem aber »indem uns ent-

rissenen Teilen des deutschen Ostens leben Brüder in Rot! Wenn

jemand aus dem Reiche zu ihnen kommt und ihnen von der ideellen
und materiellen Teilnahme des deutschen Volkes an ihrem Schicksal
spricht, so gibt dieser ihnen Kraft und Zuversicht. Redner zeigte
in vielen schönen und klaren Lichtbildern Landschaften und Städte in

dem abgesschniirten Ostpreuszem im entrissenen Pommerellen und Posen
in bunter, werhselvoller Reihe. Man sah u. a., unterstütztdurch
wohlgelungene Kartenskizzen, die alte deutsche Kultur Ostpreuszens tin
Stadt und Land, die herrlichen Landschaften dort, vor allem im Gebiet

der groszen Wälder und Seen, sowie an der meerumrauischten Ostsee-
küste.. Man wurde dann geführt durch das alte, liebe Posener Land

und durch die reichen Gegenden an der Weichsel. Einen breiten Raum
nahmen die Borfiihrungen von Bildern aus Thorn und Graudenz ein,

zu denen der erste Vorsitzende und Frl. Grosz erläuterndeViorte
sprachen. Herr Reumann schlofz seine alle Anwesenden fesselnden
Ausführungen mit dein Wahlspruch des D. O. Reicher Beifall dankte

ikhni. Der erste Vorsitzende berichtete iiber den kiirzlirh veranstal-
teten »Bunten Abend« und erinnerte daran, dan Vorstands-
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niitglied Kaufmann Paul Meyer iüiigst sein SOjähriges Geschäfts-
jnbiläum hab-e begehen können. Vkeiter hörte man, dass- aiii 26. April
abends im ,,Eldvrado« eine gemeinsame Taguiig mit dem Deutschen
Sprachverein, vielleicht aurh mit dem VDA. abzuhalten beabsichtigt
sei. Ein Vortrag soll gehalten werden iiber ,,Volkstum im Spiegel
der Mundarten«, auch ivird die Schülerkapelle spielen und ein Einakter

aufgefiihrt werden. Ferner teilte der erste Vorsitzende init, dafz der

zVerein für das Deutschtuin im Auslande in der Pfingstzeit eine grofze
Kuudgebung in Elbing oeranstaltete, zu der die Ortsgruppen des

,Deutschen Ostbunds aufgefordert seien. Iiisbefondere soll während
dieser Tagung die ganz iinhaltbare WeichselsKorridorsFrage zur Er-

örteruiig stehen. In Geriirode a. H. hält die Jugend im Deutschen
Ost-bund zu gleicher Zeit eine Tagung ab, die ganz besondere Beach-
tung in Anspruch nimmt. Schlieleich sprach noch Frau Dir. Tetteu--
borsn über die neu gebildete Zugendgruppe des Landsberger
kVereins

Landesverband Aiederschlesien.
Die Ortsgruppe Liegnitz hielt am 12. April in der Vraukoininuiie

ihre Monatsverisammlung ab, die zugleich auch Zahreshauptoersamm-
lung war. Der 2·Vorsitzende, Herr Migge. begrüszte die Er-

schieiieiien. Herr Gewerbeoberlsehrer L isssel erläuterte in eineinVor-

trage eingehend die Vorgänge der Revolution am 9. cNovember 1918

und wies die oftmals aufgestellte Behauptung, dafz Angehörige der

zMarine die alleinigen Urheber der cRevolution gewesen seien, mit grofzer
Entschiedenheit zurürk., Seine sachgemäfzeu Ausführungen über die

zMarine und deren hervorragende Leistungen und Helsdentaten während
des Weltkriegeserwerkten groszes Interesse und ivurden mit lebhaftem
Beifall aufgenommen. Herr Migge dankte dem Redner für seine
interessanten und fesselndeii Ausführung-en Der 1.Vorsitzende, Herr
Studienrat Sch wa l in, machte verschiedene geschäftlicheMitteilungen,
erwähnte die Aufnahme d r ei ne u e r M i t g l i e d e r und gab die

Kurse der Schuldbuchforderuiigeii usw. bekannt. Herr Friedrich
verlas die Aufwertung der Sparguthabeii in Polen,-soweit diese be-

kanntgeivorden sind. Hierauf wurde beschlossen, am Hiininelsahrtstage
(5.—Mai) einen gemeinsamen Ausflug nach den Schieszständen zu unt-er-

nehnien. Abmarsch für Fufzgänger 7 Uhr früh von der Kaiser-Friedrich-
«Vriicke. Fahrgelegeiiheit vom Friedrichsplatz oder Vreslauer Platz
von 8 Uhr· früh ab, Fahrpreis 15 Pf. Am 10. Mai findet an Stelle
der Monatsversammlung eine gemeinsame Zusaininenkuiift mit den

Gruppen der Arbeitsgeineinschaft ism Schützen-hause statt.
Asuszer Vorträgen und Gesang wird ein Theaterstürk von der Z un g -

s ch ar des Ostbundes aufgeführt werden. Tanz und Eintrittsgeld wird

möglichst niedrig bemessen werden. Zahlreiche Beteiligung dringend
erwünscht. Am 19. Mai hält die Frauengruppe ihren monat——

zlichen Kaffeenachmittag, zugleich Gründunigstag, in der Vraukonunune
ab. — In der Zahreshauptsversammlung gab der Vor-

sitzende einen kurzen liberblirk über die Veranstaltungen im letzten
Zashre und über die Vereinstätigkeit. Herr Friedrich erstattete
den Kassenibericht und legte einen Voraiischlag für 1932 vor· Nach
dein Vericht und Antrag des Kassenprüfers Herrn Graeive iourde
dem Schatzmeister und dein gesamten Vorstand Entlastung erteilt. Es

erfolgte hierauf die Vorstandswahl. Die ausscheidenden Vorstands-
mitglieder Herr Studienrat Sch walin

, 1.Vors., Herr Schlossermeister
Klein, Veisitzer, und Frau Graeive, Veisitzer, wurden einstimmig
wiedergewählt. In den Zioisschenpausenerfreuten Mitglieder der Zung-
.schar die Zuhörer durch Vorträge auf Zupfgeigen usw. Schlieleirh fand
noch eine vertrauliche Aussprache statt.

Landesverband Hefsen-Aafsau.
Ortsgruppe Kassel. In die Tage des Zusaninienbruches und der.

polniskhen Aufstände versetzte am 11. April das Schauspiel von

Hans-Ehristoph Kaergel, »Volk ohne Heimat«, das

das Vzehlheider Hoftheater im Rahmen einer Kundgebung der

,,Arbeitsgeineinschaft Ostmark« im blauen Saal der Stadthalle auf-
führte. In diesem Schauspiel zeigt sich Kaergel als ein Dichter von

stärkster Gestaltungskraft· Er führt in seinem Schauspiel zurück in die

Zeit der Insurgentenkiiinpfe, die in 0berfchlesien wüteteu, er zeigt
die nngeheiiere Tragik unzähliger Deutscher, die fest mit ihrer. Scholle
verivachsen waren, die sich nicht svoii ihrer Heimat lösen ioollten und

doch muszten, um nicht zu Verräterii zu werden. Ein Volk ohne
Heimat, ein Volk in Rot, aber in der höchstenStunde der Gefahr ein

iVollxz das gemeinsam sich den libergriffen der Polen entgegenstellte und

gemeinsam auch »die Leiden trug. Oberspielleiter Willi Schmidt
hatte sich des Stückes mit viel Liebe angenommen- Er hat es ver-

standen, das durch teilweise recht lange, aber notwendige Dialoge an

sich schwereStiirk aufznlorkern und Lebendigkeit hiiieinzubringen, ohne
aber die Tragik, die in ieder Szene liegt, zu verletzen Auch in der

Behandlung der«kleiustenFeinheiten zeigte sich Vöillu Schmidt als

Ylieisteixcl.»)iebeste Leistung gab zweifellos VIalter Daume als

Hutteiiarbeiter Adamsrhek. Adamschek, noch vollständig befangen von

dem groszen Erlebnis des Weltkrieges, der den Frieden will, der in

«2iul,)e»seiuerArbeit nachgehen will, steht dein cNeuen verstäiidnislos
gegenüber,begeht Verrat, findet aber nach schweren inneren Kämpfen
zurücknnd erkennt, wo sein wahres Vaterland ist. Seine Frau Marie
spielte M i»mi Meiiges. Auch eine sehr gute Leistung. Rudi

Vzolff spielte den Aufseher einer Hütte, Zcipane"k, mit gutem Ein-
fuhlungsverniögeii. Sein Spiel ist uin so höher zu werten, als die Ge-
stalt des Zripauek von deni Dichter leider etwas schwach gezeichnet ist.
Es seien ferner erwähnt Louise Rofz als Anna, Herinanii
Helbig Kesselheizer Böhm, Paul Mäder und Willi
Theile als FlüchtlingeTinipert und Klossek, und Heinz Manns

als Vogulla, Führer der Insurgeuten Den anderen Mitwirkenden
ein Gesaintlob. Für die Biihnenbilder zeichnete Georg Schmidt
verantwortlich. starrer Pelz begriiszte eiiileitend die Erschienenen.
Er sprach kurz über die Rot der 0stmärker. Er betonte dabei, dafz
trotz aller Leiden die Ostmärker aiisgehalten haben und auch weiter
ihrem Vaterlande treu bleiben.

f

Landesoerband Mecklenburg.
» Der LandesverbandMechlenburg hielt am Z. April 1932 in Schwerin
seuie»diesiahrigeHauptoersainmluug im Kasino-Restauraiit ab. Der

Vorsitzende,Finanzoberinspektor R a l eiv an a, Schwerii1»erstattete
den Geschäfts- und «deii Jahresbericht. Die vornehmste Aufgabe des

Landesverbandesmüsse darin bestehen, die Beziehungen zu den uns ge-
raubten Ostgebieten zu pflegen. In diesem Streben miiszten nicht nur

alle ehemaligenOstmärker einmütig zusammen-stehen Es müsse darüber
hinaus Pflicht des Ostbunsdes sein, alle Volksgenossen ohne Unterschied
der Partei, des Standes und des Landesteisls für den Ostinarkeus
gedankean gewinnen. Zeder Deutsche müsse sich die Tatsache vor-

Augen halten, dasz nur im Osten die Zukunft unseres deutschen Volkes

nnd Vaterlandes liege. Dort seien durch Versailles uiihaltbare Zu-
stande geschaffen worden, die beständig aufzuderken Pflicht des Deut-

schen Ostbundes sei. Es darf nicht sein, dafz die durch jahrhundert-
laiige Arbeit des gesamten deutschen Volkes der Kultur erschlossenen
Ostlande uns für immer verloren bleiben. Die Korirkaminern Possen
und Westpreufzeii, das iiidustriereiche Ostoberschlesien »und die uns ge-
raubteii Gebiete von der Ostsee bis zu den Sudeten hin müssenwieder

ziim deutschen Vaterlande zurürkkommen.Die kulturellen Fragen sollen
künftig im Landesoerbande Meckleuburg mit besonderer Hingabe ge-

pflegt werden. Es ist darum die Berufung eines Kultur-
und Zugendpflegers fiir den Laiidesverbaiid in Aus-

sicht genommen worden. Auf wirtschaftlichem Gebiete ist
vom Landesverbande reiche und erfreulicherweise vielfach auch erfolg-
reiche Arbeit geleistet worden. Dahin rechnen die Vemühungen in der

Entschädigungsfraige und in der Fürsorge für die Verdrängten. Die

gestellten Dringlichkeitsanträge auf Entschädigung der Emigrantens
steuer hatten restlos Erfolg. Die gesamte Reuaufrollung der Ent-

schädigungsfrage durch die Vundesleitnng wird vom Landesverbande

kräftig unterstütztwerden. Für die S i e dle r in Merklenburg konnten
nennenswerte Erfolge errungen werden. In zahlreichen Fällen wurden

Einrichtungskredite erwirkt, um die Siedler überhaupt erst wirtschaft-
lich lebensfähig zu machen und sie andererseits vor Ausbeutung zu«

schützen. Dein Merklenburger Verbande gehören mehrere hundert
Siedler an, darunter auch eine Anzahl Richtostmärker. G r un dsä t- -

lich müfzten alle Siedler iii Mecklenburg ohne Aus-

nahme dein Landesverbaiide des Deutschen Ost-
buiides angehören. Rirgends finden sie so zuver-

lässigen Rat und so erfolgreiche Förderung und
U iiterst iitzung. Es folgten Mitteilungen über die Mithilfe des
Landesverbaiides bei der Durchführung der Osthilfe und über die Ve-

leihung der Reichsschuldforderungen soivie über die Erledigung der

Eiiibürgeruiigsanträge und die schwierige Zusammenarbeit mit dein

Deutschen Geiieralkoiisulat in Posen. Alle Arbeit für den- deutschen
Osteiiinüsse unter dein Wahlspruch stehen: »Was ivir verloren haben,
darf nicht verloren sein.« In einer sehr ausführlichen Aus-sprache, die

sich bis gegen Abend ausdehnte, wurde zu den genannten Einzelfragen
Stellung genommen. Freudig wurde die Verufung eines Kultur- und

Zugendpflegers für den Landesverband Merklenburg be-grüszt. Ein-

stiiniiiig ivurde dazu Srh ulr at Otto in Lü bthee n gewählt.
Ein besonderer Landesoerbandstag in Lübtheen ionrde für Sep-
tember 1932 festgesetzt .

ottdeutfchen Heimat.Mitteilungen aus der
Persönliches.

Abg. Geheimrat Weiberiuel 70 Jahre alt.

Am 16. April vollendete Geheimer Regierungsrat Franz Weis-z-
eriii el in Berlin, Geisbergstr. 23, stellvertretender Vorsitzeiider
der deiitschnationalen Fraktioii des preuszischeii Landtages, fein 70.

Lebensjahr. In cBlsestprenszengeboren, leistete VZeiszerinel als Regie-
rungsrat dem Staat gute Dienste beim Erwerb von ödläudereieii für
den Forstfiskus und bei Rentengutsgrüiidungen in den östlichenGrenz-
bezirken, wofür er schon 1905 mit deni Roten Adlerorden ausgezeichnet
wurde. Seit 1915 Geheiiner Regiieruiigsrat,- wurde er am l, April

1919 an die Generalkoniniissioii, später Landeskulturamt Frankfurt
(0dtr), versetzt iund bei dieser am ts. März 1924 zum 0berregierungs-
und Landeskulturrat ernannt. Am Z. Februar 1927 zum 0berlaiides·

kulturrat befördert, war er »in dieser bedeutsamen Stellung der höchsten
richterlichen Instanz für Landesskultursachen noch ein halbes Fahr
tätig bis zu seinem am t. Oktober 1927 infolge Erreichuug der Alters-

grenze erfolgten Eintritt siu den Ruhr-stand Als Reserveoffizier trat

er im August 1914 in sden Kriegsdiecist,-den er erst bei Beendigung des

Krieges als Major verliess Schon früh betätigte sich W· als Parla-
nientarier. Im Jahre 1908 wurde er zum erstenmal in das preufzische
Abgeordiietenhaus gewählt, dein er ununterbrochen bis zum Umsturz

-

-—.——.-.—-—-—.——-
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als Mitglied der Konservativen Fraktsion angehörte Er war dann
auch Mitglied der verfaffunggebenden preußischenLandesverfammlunsg
und allerpreufzifchen Landtage der Rachkriegszeit

Profeffor Julius Wolf 70 Jahre alt.

Am 20. April feierte der bekannte Nationalökonom Julius Wo l f,
Dozent an der Terhnifchen Horhfchrxle in Berlin (früher an der Uni-

verfität Breslau) feinen 70. Geburtstag. Durch zahlreiche Schriften
hat er bewiefen, mit wie ftarkem öntereffe und wie führen-d er fich an

der Wirtschaftsentwicklung beteiligt und wie fehr- ihm die of- und

mitteleuropäifchen Probleme am Herzen lagen.
Der Rachfolger von Profeffor Wilhelm Dibelius.

Als Ordinarius für englifrhe Philologie an der Univerfität Berlin

ift Prof. Sch i r m e r aus Tübingen ernannt und diefer Tage von Prof.
Brandt eingeführt worden. Profeffor Schirmer erklärt, nicht die aus-

getretenen Gleife wandeln zu wollen, alsfo ganz im Sinne feines Bor-

gängers Dibelius, der bekanntlich früher an der Akadeimie in Polen
wirkte und dem wir feinerzeit im ,,0’ftl«and«einen längeren Nachruf
gewidmet haben, zu handeln. Gerade die angelfächfifcheWelt ftelle
einen befonderen Typus in der germanifchen Literatur dar. Es werde

feine Aufgabe fein, mit den-Berliner Studenten neue Wege für eine

gediegene Philologie zu finden.

Berfetzt: Studiendirektor Schwarzkopf vom Ggmnafium in Nord-

hausfen ift zum Leiter des Eottbufer Ggmnafiusms ernannt worden.

Ein-mein Referendar Erwin Seegall, Sohn des Mühlenbe-
firzers Siegfried Seegall, früher in Wongrowitz, jetzt in Greifenhagen
an der Oder, hat vor dem juriftifchen Landesprüfungsamte Berlin
die grobe Staatsprüfung beftanden und ift zum Gerichtsaffeffor im

Bezirke des Oberlandesgerichts Stettin ernannt. — öhre Prüfung
als Kindergärtnerin im Fröbel-Seminar Kaffel hat Fräulein Urfel
Pietz, Tochter des Regierungs-Koffengehilfen Bruno Pietz, Kaffel,
Schönfelder Str.65,11«, früher Pofen, beftanden.

Geboren: Ein Sohn: Herrn Stusdienrat Lafkowfkg, Glatz, Bor-

fitzenden der dortigen-Ortsgruppe des Deutfchen 0ftbundes.
Goldene Hochzeit. Michael Kirfrhke und Ehsefrau Berta, am

LI. April (Mitglied der Ortsgruppe Dortmnnd I, früher Tarpen, Kr.

Graudenz); ?ieirhsbahsn-Mafchinenauffeher i.R. Karl Piotrowfki
tsd Jahre alt) und feine Ehefrau Hedwig, geb. Kraufe (68 Jahre alt),
inGron-Steinheim, bei Hanau a.M., früher in Bromberg, Prsisnzen-
thaslsSchwedenhöhe tAm gleichen Tage feiert fein ältefter Sohn Franz
Si-lberhochzeit.)

Bejahrte Oft-stärken Fräulein Adelheid Eludiu s in Königsberg
in Preußen, Turnerftrafze stb (früher in Bromberg, Elifabethftr. 48),
Tochter des Superintendenten Cludins, am S. April, 78 Jahre. —

Frau verw. Lehrer Lina Dinerowitz in Kleinpolkwitz, Sprottau-
Land, früher Rawitfch, am is. April, 80 Jahre alt.

Geftorbem Jimmerpolier Heinrich Rösler in Sag-an, fr. Liffa,
37 Jahre, am 9.4.32 infolge llnglücksfalls; der frühere Domänen-

pärhter Leonshard Koerth, fr. in Rat-law, Kreis Kosten-, 72 Jahre;
Steuerinsfpektor Wilhelm Skhulz in Berlin W 57, Potsdamer
StrafJe 74, früher Anfiedlsungskommiffion Posfen, am is. 4., 46 Jahre;
Oberpvftfchaffner i. R. Julius Schroeder in Evswig (Bez. Dres-

den), fr. Znin i. Pofen, am 16.4., 60 Jahre alt; verw. Frau Kantor

und Lehrer Augufte L ab i tzkg, geb. Rul-ni-ewicz, fr. in Zirke, Kreis

Birnbaum, dann bei ihrem Schwiegerfohn, dem technifchen Reichsbahn-
vberinfpektor Leopold Frank in Oppeln, cRing 16, am s. 4., 78 Jahre;
Tierarzt Alfred Baum in Buk bei Polen am 11.4.,· 56 Jahre
tan den Folgen einer önfsektion bei Ausübung feines Berufes);
Gutsbefitzer Ailbert Steinke in Pudetvitz, am il. 4., 74 Jahre;
Frau Emma Kiefer, geb. Tefzmann, in Gslvwiniec bei Polen. am

13.-1., 66Jahre; KrankenkaffensAsbteilungsoorfteher cRudolf K o m b k e,

Mitglied des Gemeindekirrhenrats der ev. St.-Petri—-Ki:-che in Pofen,
am 12. »t.

·-

Ans der uns verbitt-denen Gitmartn
Aus Oftpreufiein

cMarienburg Die MarienburgsFreilirhtsFeftfpiele
find zu einem Symbol unverwüftlichen deutfchen Lebens- und Kultur-
willens im karridvrgetrennten Oftpreufzen geworden. Es verdient An-

erkennung und Förderung, dafz fie auch in diefem fchweren Jahre ver-

anftaltet werden. Aus wirtfchaftlikhen Gründen wird das vor faft
20 000 begeifterten Zufchauern gegebene Ordensfeftfpiel »Bartholomäus
Blume« von Hammer unter der Regie des öntendantender Zoppoter
Walsdoper, Herin. Metz, mit 300 Mitwirkenden, darunter 27 Berufs-
frhaufpielern und einem Gasft i Range eines Paul Wsegner, Eugen
Klüpfer, Ernft Kraufz oder Hans Mühlhofer wiederholt. Dazu die

unnachahmlichen Naturkuliffen der Marienburg und des mittelalterlich
reizvollen Stadtbildes von Marienburg firhern erneut grofze Böirkungem
Man rechnet allein mit 5000 bis 6000 Befuchern der Ofttagung des

Vereins für das Deutsfrhtum im Ausland.

Grenzmark Poer - Weftpreufkem mittlere Oftmark nnd

Pommern.
Frankfurt (0der). Die märkisfrhenGuftao——Adolf--Bereinehalten

ihre Jahresverfammlung in Frankfurt (0der) vom ts. bis La. Juni ab.
Den Hauptgottesdienft in der Marienkirrhe hat Generalfnperintendent
D. Blau aus Pofen zu halten zugefagt.

Reu-Bentfchen. Als eines der letzten Bah·ngleife, die von der
Girenzziehuug dsurchsfchnitteu wurden, wird jetzt das zwifchender Block-
ftelle Pofemuckel und der Landesgrenze bei Reudorf abgebrochen. Es
handelt fich dabei um das diesfeitjge Teilftükk der Strecke Guiben—Bon1ft
—Bentf"chen hinter der Abzweigung nach Reu-Bentfrhen, in einer

Länge von 5000 Metern. Die Strecke war bisher betriebsfähig erhalten
worden, weil fie dem cZisittergut Schlon Reudorf die Unterhaltung
einer Ladeftelle ermöglichte.

SchwerinsztWartheLön dem Grenzdorfe Striche, das früher zur
Parochie Vnrnbaum gehörte, ift iu Gegenwart desGeneralfuperintens
denten D. Hegner (Schneidemü—hl)feierlich der Grundftein für ein
neues evangelifches Gotteshaus gelegt worden.

Aus der uns gereut-ten Gitmarth
Aus Polen.

— Ezarnikam Den evangelifchen Gemeinden in der Umgebung von

Tzarnikau hat man die Abhaltung von Kindergottesdienften ver-

boten nnt der Begründung, dafz dies Unterricht fei, zu dem erft die
Erlaubnis des Srhulkuratoriums eingeholt werden mühte.

Krvto-fchin. Bei Sieradz wurde ein Landwirt ausf der Landftrafze
ermordet und beraubt. Der Bau-er Felix Sas aus Grabina nahm auf
die Bitten eines Wanderers diefen auf feinem Fuhrwerk mit. Unter-
wegs zog der Fremde ein Meffer unsd verfetzte dem Bauern hinterrücks
fünf Mefferftiche, die ihn töteten. Dann beraubte er ihn und entfloh.

Panth. Das feltene Feft der Diamantenen Hochzeit feierte am

ts. April der frühere Landwirt Gottfried Schwarz in Wafzs
kowa mit feiner Ehefrau Erneftine, geb. Jakob. Der Jubilar fteht
im so. Lebensjahr und ift Beter-an von 1870s71. Seine Ehefrau fteht
im 83. Lebensjahre.

·

Fabikowv. Am 17. 4. hielt Herr Paftor Seh a tz feine Abfrhieds-
predigt, da er nach einer Tätigkeit von 26 Jahren die Gemeinde ver-

läßt. Mit ftark zu Herzen gehenden Worten richtete der fcheidende
Seelforger an die Gemeinde feine Abfrhiedsworte. Aus kleinften Ans-
fängen wuchs die Gemeinde heran, fie blühte empor, um dann nach»
dem Kriege wieder zufammenzurfinken zu der heutigen kleinen

Seelenzahl. Faft norh ein Jahrzehnt hat Paftor Schatz die zufammen-
gefchrumpfte Gemeinde geleitet und innerlich gefeftigt, damit fie aurhl
die frhweren kommenden Zeiten überdauern kann. Der Kirrhenältefte
wies in der Anfprache darauf hin, dafz Paftor Schatz in der Gemeinde

unvergeffen bleiben werde. Bon dem kleinen Kreis oon 1850 Seelen

ftehen alle treu und feft zu dem Glauben der Bäter und zu ihrem
Bolkstutn Dem fcheidenden geiftlikhen Herrn überreichte die Ge-
meinde als Zeichen der Dankbarkeit für die 26jährige Tätigkeit ein

Gefchenk.
’

Aus Weftprenfzem
Thora. Die Stadt Thorn fieht fich aus Mangel an Mitteln ge-

zwungen,- das Thvrner Stadttheater fofort zu fchl·iefzeii.
Sämtliche Suboentionen für das Stadttheater find geftrichen worden.

Ein praktisches Kamman
»Die Krankheit Europas«.

Dr. Bitter und Dr. Zelle: »Die Krankheit Europas«. Handbnclj
für die deutsfche Frei-heitspolitik. Zwei in »der Gsefchädigtenbewegung
führend tätige Herren haben. unter dem Titel »Die Krankheit Euro-

pas« ein Handbuch gefchaffen, das in die Hände jedes politifch inter-

effierten Deutfchen gehört. Ungemein klar und überfichtlichbehandelt
es die wichtigften Punkte, an denen der Berfailler Friede abgebaut
und geändert werden mufzI Reparationen, Wehrmarht, Oftgre nzen,
Aiifchlufz, Kolonieu, Behandlung des deutsfchen Privateigentumsx
Gleichzeitig wird gezeigt, wie firh unter »dem Druck von Berlailles
die deutfche Lage zugespitzt hat; man erfährt das Wefentlichfte über

Arbeitslofigkeit, Kapitalzins, Auslsandskredite, Proletarifierung des

Mittelstandes ufw. Befonders bemerkenswert ift das Korridor-

Kapitel, aus dem wir kürzlich einige Abfchnitte unter der liber-

frhrift »Der Korridor, Europas offene Wunde« abgedruckt haben. Es

find darin z. B. folgende Fragen behandelt: Haben die Willen-
Punkte Polen den Korridor zugesprochen-? Braucht Polen einen Land-

korridor zum Meere? Der wirtfchaftliche Wahnfinn im Weichfeli
gebiet. Polnifrhe Bevölkerung in- Korridor? Gehört der Korridor

Polen aus hiftorifchen Gründen? Löfuug der Korridorfrage
durch Berkehrserleichtserungen? Polen, ein iBolltverk gegen den

Bol-fch:eswismus? Borteile Polens bei einer GrenzrevifionT Aus-
landsftimmen zur Korridorfrage. Beachtung verdient auch, dafz die

Entfchädigungsfrage an vielen Stellest geftreift und am

Schlufz in einem befonderen Kapitel behandelt ift. Das Buch ift kein

weltfremdes, langweiliges Elaborat, fondern aus der Praxis ge-

frhäpft und für den täglichen Gebrauch beftimmt. Wir empfehlen
es allen unferen Lefern aufs wärmfte. Beftellun gen bitten

wir durch uns zu machen, da wir hoffen, bei einer größeren
Anzahl von Beftellungen eine erhebliche Ermäfzigung des Ladenpretfes
erzielen und fo das Buch einfchlielesich Poftgebühr und Verpmiwng
für Z Jt liefern zu können.

«

Diefe cNummer umfasst 12 Seiten.

Für die nicht von der Bundesteitnng veranlaßten Anzeigen im«

Anzeigenteil kann eine Haftung nicht übernommen werden.



WMWWWWØWWMOW

-

.««

-

.

.--.« )—

- L J .

s

Am 8. April, morgens 825 Uhr, ent-

schlief sanft nach längerer Krankheit
infolge Herzschlags meine geliebte Frau,
Mutter und Großmutter

Pauline Fiedler
geb. Nüdiger,

im Alter von 64 Jahren.

Um stille Teilnahme bittet

Georg Fiedler
Gärtnerei.

Möser b. Magdeburg, früher Thora,
Mocker, Konduktstr. 52.
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Vermählr
All-erst Zugehör
Harmi Zuge-hör
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Halle a.s., Ray-ringen Fr-: JFL
zuletzt Gabe-h jrtitier Schmiegek
Provinz Posten
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Feslzeilselikittenietlek Akt
til-schritten von Theater-stärkerm Rom-nen,

Zeugnissen,
Vervielfältigungenetc.

schnell — sachgemälz — billigst.
B. Ehrlich, Berlin W 57, Elliliolzsisz Il-

B 7 Pallas 3889 ffriilier Rogasen).

. ver

WarnungIeimulliqlenlek«
llIs liellllslllleLSllllllll

Verschiedene Ortsgruppen haben zur Hebung
des Absatzes unseres »Ostdeutschen Heimat-
kalenders« 1932 einen Weg gefunden, der all-

gemeine Nachahmung verdient: die Berlosung.
Der Anreiz, Tombolalose zu kaufen, wird ganz
gewiß erhöht werden, wenn sich unter den Ge-
winnen jeweils einige Gxemplare des »Ost-
deutschen Heimatkalenders« befinden, den die

Presse als eine Kulturtat bezeichnet hat.
Bestellungen sind zu richten an Deutscher Ost-
bund, Knlturabteilnng, Berlin W.30,Motzstr. 22

O

Jungen Mann
27 J. alt, Gymnasial-
bildung, 8 Jahre als
landw. Beamter tätig
gewesen, Flüchtling aus

Polen, sucht bei be-

scheidenen Ansprüchen
Stellung,gleich,welcher
Art. Auch in kaufmann.
Betriebe. Gef. Angeb.
erb. der Vorsitzendedes
Ostbundes in Schneide-
miihl Richard Trieb-

wasser, Schneidemühl,
Bromberger Str. 6.

Ältere, gesunde, evang.
Dame, in Haushalt,
Kücheu. Krankenpflege
perfekt, sucht möglichst

vaueknelluni
bei einzelnem Herrn
gegen 20 M. Taschen-
geld u. 7 M. Krankenk.

Angebote unter 2484

an das Oftland erbeten.

s Bäckergeselle
17 Jahre alt, der auch
Landarbeit versteht,
sucht stellung.

P. Aar-isoli, Lilbars,
p.: Schönhausen (Elbe-
Land)·

illllcklllllllllksll-

P

Elllllllslllcll
mit Bierstube, in groß.
Dorfindeer.gelegen,
Umsatzsehr hoch, Laden,
3 Zim., Küche usw., 34

Morgen Land, davon 2

Morgen Obstgarten,
sof. für 20000 M., bei
7000—8000 M. Anzahl.,
zu verkaufen. Off. an

J. Bratke, Schwebt-O.
erbeten.

illlliliillklscllllll
26 Mg., 7 Mg. Pachtrd.,
Gebäude massiv, elektr.

Licht und Kraft, leb.
und tot. Inventar reich-
lich vorhanden, 22 J.
in meiner Hand, Alters

wegen sof. zu verkaufen
oder auch gegen gute
Fleischerei zu vertausch.
Auskunft beim Besitzer

H. Wirke,
Herrnmotschelnitz,

Kreis Wohlau,
Sieg-Bezirk Breslau.

Wirtschaft
54 Morg., guter Boden,
guter, massiver Bauzu-
stand, mit vollständigem
Jnventar,wegenTodes-
fallsfofortzu verkaufen.
Näh. beim Gemeinde-

vorsteher in Liebichau,
Bunzlau-Land.
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IIIUUSSSII I- IIIDOUISISII aus prima Miethäuser
in bester Lage. 670 Zinsen, günst.Auszahl.-Bed.

nat-nat von stummen-now
für erststellige Hypotheken innerhalb 1—11l2facherFriedensmiete.

Ilallsvckwaltunsen gegen mäßige Vergütung-
Beste Neferenzen von Landsleuten.

v. Wittlcen - Jungttllc, Berlin W 30, Motzstraße
"

19.

Tel. B 4, Bavariat6508. Sprechzeit Montag, Mittwoch, Freitag von 345,

Fremcleatseim
Ober-Schreiberhau im

Niesengeb.,b.estesonnige
Höhenl.,113imm., Bad,s
Zentralheizg., Garten,
bei 12000415000 M.

Anzahlung sehr preis-
wert zu verkaufen.

H. Mautwill, Tischler-
meister, Buchenweg am

Bahnhof.

Optiker-
Feinmechaniker
20 Is» spcht Stellung
Ges.Angebote u. 2485
an das Ostland erbeten.

wer-nennt
den Vorort Bleichselde
bei Bromber , insbes.
die frühere leischerei

astwilowski, Bleich-
felde, Kurfürstenstr 78

so,daß er darüber gegen
Zeugenvergütung aus-

sagen könnte? Ges.
Nachricht unter 2486

an das Ostland erbeten.

lunileqnliok
i· Dorf von 1500 Einw»
Gebäude gut, 200 J. in
der Familie, gute Gin-

richtung,Saalm.Biihne,
Konzertgarten, 2 schöne
Gastzimmer,« dortselbst
häufig gr.Holzauktion.,
sof. für 24000 M» bei
10000 M. Anzahlung,

u verkaufen. Off. an

J· Bratke, SchwethQ
erbeten.

Gr.Geschäslscckgkundsliiti
in gut· Vorstadtlage mit

anschl. Baustelle sowie
das darin befindl. Kolc-

nialwarengesch.m.Dro-
gerie wegen Krankheit
preiswert zu verkaufen.

Geschw. Brannaschk,
Kottbus, Gildenstr. 20

Gitmarlierm
25 J., solide, wünscht
Bekanntschaft mit solid.
besseren Herrn zwecks
baldiger Heirat. Be-
amter oder Handwerker
angenehm. Vermögen
vorhanden. Offert. mit
Bild unter 2477 an das

Ostland erbeten.

seinkostgesrhäst in der inter-
nationalen Kur- u. Bäderstadt
Wiesbaden . . . PWIS

Villengrundstiick si. weltbelcanntein
Ostseebad Merklenburgs

« "

VölirttenibergisrhSchwarzwald
Zuckerrvarensabrisli mit Laden-

geschäst in bester Geschäftslage
Rostorks . . . . . . .

Villengrundstiirk in einein Knrort
der ,,Holsteinisrhen Schweiz« .

11 Morgen grosse Gesliigelsarm
bei Leipkig . . . . . . .

BärlcereigrundstiirlrmitKolonial-
"

warenhandlung in Sonnnerseld
Herrenkonsektionsgesrhäst an der

Peripherie der Stadt Dresden
- Preis

einschlönoentar in. Warenlager
Geschäfts-u.Restaurationsgrnnd-
stürk mit 1Zs Morgen grobem
Srhieszstand i. Hassbad ilerkers
miinde. . . . . . . . .

Sägecoerlc in bester Geschäftslage
Sonnnerselds in unmittelbarer
cNähe des Bahn-hoss. . . .

Geschäftshans mit gutgehendem
Bärkerei- u. Konditoreibetrieb

loolllconzessionierts in lebhafter
Stadt Merklenbnrgs . . .

Historische 2- bis Z-Co.-Wasser-
niiihle in der Rheinpsalz (Rähe
Lusdwi-gshasen) . . . . . .

Restanrant nnd Speiselolcal in

Potsdam. . . . . Preis
Landtoirtsrhastlirhes Gehöst nahe
d.St«a"dten Leipzig u. Menseburg

Restanrationsgrundstiirlc,einesder
ältesten n. bekanntesten Lokale
von Sondershan-sen, in Zentra-
ler Stadtlage . . . . . .

Berkäuslirl)es, erstklassig einge-
siihrtes Reh-lame- sund Licht-—
bildnereigeschästin Crsnrt

,

Preis einschl. Inventar

Landivirtsrhastlirhes Grundstüdc i.

Frei-staat Sachsen, nahe Bautzen
Arst—-Villengrundstiirliin Göttin-

gen, geeignet als Prioatklinik,
Sanatorinin, Crholnn-gssl)eini,
Klubhaus, Repräsentatiocissitz,
Prioatpension u.dgl. . . . .

Hotel-Rest-aurant in bester Zen-
trumslage von Leipzig . . .

Sosort Zu verparhtensdes cRestau-
ratiosnsgrnndstiick mitSaal nnd

Konzertgarten an der Spree
(Vorortoerkehr mit Berlin)

Preissorderung
als Abstand fiir das Geschäft,
jährl. Pacht Jt 4800,—.

12500

. 15000"
Kur- und Pensionsgrundstiirk itn

10 000

10 000

30 000

6 000

"12500

8 000

25 000

17 000

10000

14 000

10000
,

10 000

15 000

6 000

50 000

25 000

12 000

Bildprospekte li o st e n l o s durch:

IIO CII ö- Co., Berlin W 10

DörnbergstralieI. Tel.: 82 Liitzaw 5933.

Letzter- Adscljluli auf Grund unser-er Unser-te

a» diese-i- Stelle.- l. April 1932

l Glänzende Existenzen!
Anz. M«
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